
ISSN 0376-9461

L 213Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften

23 . Jahrgang

16 . August 1980

Ausgabe
in deutscher Sprache Rechtsvorschriften

Inhalt I Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte

II Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte

Rat

80/762/EWG :

Beschluß des Rates vom 22 . April 1980 über den Abschluß des Internationalen Natur­
kautschuk-Übereinkommens 1979 1

Internationales Naturkautschuk-Übereinkommen von 1979 2

Kommission

80/763 /EWG :

Entscheidung der Kommission vom 8 . Juli 1980 zur Festlegung ergänzender Vorschrif­
ten über die statistischen Erhebungen der Rebflächen 26

80/764/EWG :

Entscheidung der Kommission vom 8 . Juli 1980 zur Festlegung des Tabellenprogramms
und der Definitionen betreffend die statistischen Zwischenerhebungen der Rebflächen ... 28

8 0/765 /EWG :

Entscheidung der Kommission vom 8 . Juli 1980 zur Festlegung eines Kodes und einer
Standardregelung zur Übertragung der Ergebnisse betreffend die Zwischenerhebungen
über Rebflächen in maschinenlesbare Form 34

(Fortsetzung umseitig)

2

Bei Rechtsakten, deren Titel in magerer Schrift gedruckt sind, handelt es sich um Rechtsakte der laufenden Verwaltung im
Bereich der Agrarpolitik, die normalerweise nur eine begrenzte Geltungsdauer haben.
Rechtsakte, deren Titel in fetter Schrift gedruckt sind und denen ein Sternchen vorangestellt ist, sind sonstige Rechtsakte.



Inhalt (Fortsetzung) 80 /766/EWG:

* Richtlinie der Kommission vom 8 . Juli 1980 zur Festlegung gemeinschaftlicher Ana­
lysemethoden für die amtliche Prüfung des Gehalts an Vinylchlorid-Monomer in Mate­
rialien und Gegenständen, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu
kommen 42



16 . 8 . 80 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr . L 213 / 1

II

(Nicht veröffentlicbungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES

vom 22 . April 1980
über den Abschluß des Internationalen Naturkautschuk-Übereinkommens 1979

( 80/762 /EWG) .

DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbe­
sondere auf Artikel 113 ,

auf Empfehlung der Kommission ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Ziel des Internationalen Naturkautschuk-Übereinkommens 1979 ist es , den Preis dieses
Erzeugnisses um den langfristigen Markttrend zu stabilisieren und hierdurch auch ein aus­
gewogenes Wachstum von Angebot und Nächfrage bei Naturkautschuk herzustellen —

BESCHLIESST :

Einziger Artikel

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person zu bestellen , die befugt ist , das Inter­
nationale Naturkautschuk-Übereinkommen 1979 vorbehaltlich seines späteren Abschlusses
zu unterzeichnen .

Der Wortlaut des Übereinkommens ist diesem Beschluß beigefügt .

Geschehen zu Luxemburg am 22 . April 1980 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

G. ZAMBERLETTI
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PRÄAMBEL

DIE VERTRAGSPARTEIEN

EINGEDENK der Erklärung und des Aktionsprogramms über die Errichtung einer neuen Weltwirt­
schaftsordnung (*),

IN ERKENNTNIS der Bedeutung, die insbesondere der von der Konferenz der Vereinten Nationen für
Handel und Entwicklung auf ihrer vierten Tagung angenommenen Entschließung 93 ( IV) und der auf
ihrer fünften Tagung angenommenen Entschließung 124 (V) über das integrierte Rohstoffprogramm
zukommt,

IN ERKENNTNIS der Bedeutung des Naturkautschuks für die Wirtschaft der Mitglieder, vor allem für
die Ausfuhren der Ausfuhrmitglieder und die Versorgung der Einfuhrmitglieder ,

SOWTE IN DER ERKENNTNIS , daß die Stabilisierung der -Naturkautschukpreise im Interesse der
Erzeuger, Verbraucher und Naturkautschukmärkte Hegt und daß ein internationales Naturkautschuk­
Übereinkommen wesentlich zum Wachstum und zur Entwicklung der Naturkautschukwirtschaft zum
Nutzen sowohl der Erzeuger als auch der -Verbraucher beitragen kann —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN :

KAPITEL I

ZIELSETZUNG

Artikel 1

Zielsetzung

Die Ziele des Internationalen Naturkautschuk-Überein­
kommens von 1979 ( im folgenden als dieses Überein-.
kommen bezeichnet) im Hinblick auf die Erreichung der
von der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel
und Entwicklung in ihren Entschließungen 93 ( IV) und
124 (V) über das integrierte Rohstoffprogramm ange­
nommenen einschlägigen Ziele sind unter anderem fol­
gende :

a ) ein ausgewogenes Wachstum für Angebot und
Nachfrage in bezug auf Naturkautschuk herzustel­
len und dadurch zur Milderung der ernsthaften
Schwierigkeiten beizutragen, die sich aus Überschüs­
sen oder Verknappungen von Naturkautschuk erge­
ben ;

b ) stabile Bedingungen im Naturkautschukhandel
dadurch herbeizuführen, daß übermäßige Schwan­
kungen des Naturkautschukpreises , welche die lang­
fristigen Interessen sowohl der Erzeuger als auch der
Verbraucher nachteilig beeinflussen, vermieden und
diese Preise ohne Verzerrung der langfristigen
Markttendenzen im Interesse von Erzeugern und
Verbrauchern stabilisiert werden ;

c ) zur Stabilisierung der Ausfuhrerlöse der Ausfuhr­
mitglieder für Naturkautschuk beizutragen und ihre
Einnahmen durch die Ausweitung der Ausfuhr­

menge an Naturkautschuk zu gerechten und loh­
nenden Preisen zu erhöhen und dadurch zur Schaf­
fung der erforderlichen Anreize für eine dynamische
und steigende Produktionsrate und zur Bereitstel­
lung der Mittel für ein beschleunigtes Wirtschafts­
wachstum und eine raschere soziale Entwicklung
beizutragen ;

d ) die Gewährleistung eines angemessenen Angebots an
Naturkautschuk zur Deckung des Bedarfs der Ein­
führmitglieder zu gerechten und angemessenen Prei­
sen anzustreben und die Zuverlässigkeit und Stetig­
keit dieses Angebots zu verbessern ;

e ) durchführbare Maßnahmen im Fall eines Über­
schusses oder einer Verknappung von Naturkau­
tschuk zu treffen , um die den Mitgliedern entste­
henden wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu mildern ;

f) eine Ausweitung des internationalen Handels mit
Naturkautschuk und den daraus gewonnenen Er­
zeugnissen sowie eine Verbesserung des Marktzu­
gangs für Naturkautschuk und diese Erzeugnisse
anzustreben ;

g ) die Wettbewerbsfähigkeit des Naturkautschuks
durch die Förderung von Forschung und Entwick­
lung hinsichtlich der Probleme des Naturkautschuks
zu verbessern ;

h ) die leistungsfähige Entwicklung der Naturkau­
tschukwirtschaft durch Bemühungen um die Er­
leichterung und Förderung von Verbesserungen bei
der Bearbeitung, Vermarktung und Verteilung von
Rohnaturkautschuk zu fördern und

i ) die internationale Zusammenarbeit und Konsulta­
tionen in Fragen des Naturkautschuks im Zusam­
menhang mit Angebot und Nachfrage zu begünsti­
gen und die Förderung und Koordinierung von
Forschungs-, Hilfs - und anderen Programmen auf
dem Gebiet des Naturkautschuks zu erleichtern .

( J ) Entschließungen 3201 (S-VI ) und 3202 (S-VI ) der General­
versammlung vom 1 . Mai 1974 .
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KAPITEL II

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 2

Begriffsbes timmungen

10 . bedeutet „Abstimmung mit beiderseitiger einfacher
Mehrheit" eine Abstimmung, die mehr als die
Hälfte der Gesamtstimmen der anwesenden und
abstimmenden Ausfuhrmitglieder und mehr als die
Hälfte der Gesamtstimmen der anwesenden und
abstimmenden Einfuhrmitglieder, die getrennt
gezählt werden, erfordert ; _

11 . bedeutet „frei verwendbare Währungen" die Deut­
sche Mark, den französischen Franc, den japani­
schen Yen, das Pfund Sterling und den Dollar der
Vereinigten Staaten ;

12 . bedeutet „Rechnungsjahr" den Zeitabschnitt vom
1 . Januar bis zum 31 . Dezember ;

13 . bedeutet „ Inkrafttreten" den Zeitpunkt, zu dem
dieses Übereinkommen nach Artikel 61 vorläufig
oder endgültig in Kraft tritt ;

14 . bedeutet „Tonne" eine metrische Tonne, d . h .
1 000 kg ;

15 . bedeutet „Regierungsverpflichtung" die finanziel­
len Verpflichtungen gegenüber dem Rat, die von
den Mitgliedern als Sicherheit für die Finanzierung
des Not-Ausgleichslagers übernommen werden
und die vom Rat zur Deckung seiner finanziellen
Verpflichtungen nach Artikel 28 abgerufen wer­
den können ; die Mitglieder haften nur dem Rat bis
zur Höhe ihrer Verpflichtungen ;

16 . bedeutet „malaysischer/singapurischer Cent" den
Durchschnittswert des malaysischen Sen und des
singapurischen Cent zu den jeweils geltenden
Wechselkursen ;

17 . bedeutet „zeitgewichteter Nettobeitrag eines Mit­
glieds" seine Nettobeiträge , gewichtet mit der Zahl
der Jahre seiner Mitgliedschaft in der Organisa­
tion .

Im Sinne dieses Übereinkommens

1 . bedeutet „Naturkautschuk" den unvulkanisierten
Elastomer, gleichviel ob in fester oder flüssiger
Form, von Hevea brasiliensis sowie jeder anderen
Pflanze , die der - Rat für die Zwecke dieses Über­
einkommens bestimmt ;

2 . bedeutet „Vertragspartei" eine Regierung oder eine
in Artikel 6 bezeichnete zwischenstaatliche Organi­
sation, die zugestimmt hat, durch dieses Überein­
kommen vorläufig oder endgültig gebunden zu
sein ;

3 . bedeutet „Mitglied" eine Vertragspartei im Sinne
der Begriffsbestimmung unter Nummer 2 ;

4 . bedeutet „Ausfuhrmitglied" vorbehaltlich der
Zustimmung des Rates ein Mitglied, das Natur­
kautschuk ausführt und sich zum Ausfuhrmitglied

' erklärt hat ;

5 . bedeutet „Einfuhrmitglied" vorbehaltlich der Zu­
stimmung des Rates ein Mitglied,- das Naturkau­
tschuk einführt und sich zum Einfuhrmitglied er­
klärt hat ;

6 . bedeutet „Organisation" die in Artikel 3 genannte
Internationale Naturkautschukorganisation ;

7 . bedeutet „Rat" den in Artikel 6 genannten Interna­
tionalen Naturkautschukrat ;

8 . bedeutet „besondere Abstimmung" eine Abstim­
mung, die mindestens zwei Drittel der von den
anwesenden und abstimmenden Ausfuhrmitglie­
dern abgegebenen und mindestens zwei Drittel der
von den anwesenden und abstimmenden Einfuhr­
mitgliedern abgegebenen und getrennt gezählten
Stimmen erfordert , unter der Voraussetzung, daß
diese Stimmen von mindestens der Hälfte der
anwesenden und abstimmenden Mitglieder jeder
Kategorie abgegeben werden ;

9 . bedeutet „Naturkautschukausfuhren" jeden Na­
turkautschuk, der aus dem Zollgebiet eines Mit­
glieds verbracht, und „Naturkautschukeinfuhren"
jeden Naturkautschuk, der in das Zollgebiet eines
Mitglieds verbracht wird ; dabei bezieht sich der
Ausdruck Zollgebiet im Sinne dieser Begriffs­
bestimmungen im Fall eines Mitglieds , das mehr
als ein Zollgebiet umfaßt, auf sein gesamtes Zoll­
gebiet ;

KAPITEL III

ORGANISATION UND VERWALTUNG

Artikel 3

Errichtung, Sitz und Aufbau der Internationalen Natur­
kautschukorganisation

( 1 ) Hiermit wird die Internationale Naturkautschuk­
organisation errichtet , welche dieses Übereinkommen
durchführt, und seine Anwendung überwacht.

(2 ) Die Organisation wird durch den Internationalen
Naturkautschukrat, ihren Exekutivdirektor und ihr
Personal sowie in diesem Übereinkommen vorgesehene
sonstige Gremien tätig.
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KAPITEL IV

DER INTERNATIONALE NATURKAUTSCHUKRAT

(3 ) Auf seiner ersten Tagung beschließt der Rat durch
besondere Abstimmung, daß der Sitz der Organisation
Kuala Lumpur oder London ist .

(4 ) Der Sitz der Organisation befindet sich stets im
Hoheitsgebiet eines Mitglieds .

Artikel 6

Zusammensetzung des Internationalen Naturkautschuk­
rats

( 1 ) Der Internationale Naturkautschukrat, der sich aus
allen : Mitgliedern der Organisation zusammensetzt, ist
die höchste Instanz der Organisation .

(2 ) Jedes Mitglied ist im Rat durch einen Delegierten
vertreten und kann Stellvertreter und Berater zur Teil­
nahme an den Tagungen des Rates benennen .

( 3 ) Ein Stellvertreter ist ermächtigt, für den Delegierten
während dessen Abwesenheit oder unter besonderen
Umständen zu handeln und abzustimmen.

Artikel 4

Mitgliedschaft in der Organisation

( 1 ) Es gibt zwei Kategorien von Mitgliedern , nämlich

a ) - Ausfuhrmitglieder und

b ) Einfuhrmitglieder.

( 2 ) Der Rat stellt Maßstäbe für den Wechsel der Mit­
gliederkätegorie nach Absatz 1 durch ein Mitglied auf,-
wobei er die Artikel 25 und 28 voll berücksichtigt . Ein
Mitglied, das diesen Maßstäben genügt, kann . seine
Mitgliederkategorie vorbehaltlich der Zustimmung des
Rates durch besondere Abstimmung wechseln .

( 3 ) Jede Vertragspartei stellt ein einziges Mitglied der
Organisation dar .

Artikel 7

Befugnisse und Aufgaben des Rates

( 1 ) Der Rat übt alle Befugnisse aus und übernimmt
oder veranlaßt die Wahrnehmung aller Aufgaben, die
zur Durchführung dieses Übereinkommens erforderlich
sind .

(2 ) Der Rat nimmt durch besondere Abstimmung die
zur Durchführung dieses Übereinkommens notwendigen
und mit diesem in Einklang stehenden Vorschriften und
Regelungen an . Dazu gehören seine Geschäftsordnung
und diejenigen der nach Artikel 19 eingesetzten Aus­
schüsse, Vorschriften für die Verwaltung und den Be­
trieb des Ausgleichslagers sowie die Finanz- und Perso­
nalvorschriften der Organisation . Der Rat kann in sei­
ner Geschäftsordnung ein Verfahren vorsehen , wonach
er bestimmte Fragen ohne Sitzung entscheiden kann .

( 3 ) Der Rat führt die Unterlagen , die zur Wahrneh­
mung seiner Aufgaben nach diesem Übereinkommen
erforderlich sind .

(4 ) Der Rat veröffentlicht einen Jahresbericht über die
Tätigkeit der Organisation sowie alle sonstigen Anga­
ben, die er für zweckdienlich hält .

Artikel 5

Mitgliedschaft zwischenstaatlicher Organisationen

( 1 ) Jede Bezugnahme in diesem Übereinkommen auf
eine „Regierung" oder „Regierungen" gilt gleichzeitig
als Bezugnahme auf die Europäische Wirtschaftsgemein­
schaft und jede zwischenstaatliche Organisation, die in
bezug auf das Aushandeln, den Abschluß und die
Anwendung internationaler Übereinkünfte , insbeson­
dere von Grundstoffübereinkommen, Verantwortung
hat. Entsprechend gilt jede Bezugnahme in diesem Über­
einkommen auf die Unterzeichnung, Ratifikation ,
Annahme oder Genehmigung oder auf die Notifikation
der vorläufigen Anwendung oder auf den Beitritt hin­
sichtlich einer solchen zwischenstaatlichen Organisation
gleichzeitig als Bezugnahme auf die Unterzeichnung,
Ratifikation, Annahme oder Genehmigung oder die
Notifikation der vorläufigen Anwendung oder den Bei­
tritt durch die zwischenstaatliche Organisation.

( 2 ) Bei Abstimmungen über in ihre Zuständigkeit fal­
lende Angelegenheiten üben diese zwischenstaatlichen
Organisationen ihr Stimmrecht mit einer Anzahl von
Stimmen aus, die der Gesamtzahl der ihren Mitglied­
staaten nach Artikel 15 zugewiesenen Stimmen ent­
spricht .

Artikel 8

Kreditaufnahme bei außergewöhnlichen Umständen

( 1 ) Der Rat kann durch besondere Abstimmung aus
kommerziellen Quellen Kredit für das Ausgleichslager­
konto und/oder Verwaltungskonto aufnehmen, um
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( 2 ) Der Vorsitzende wird aus der Mitte der Vertreter
der Ausfuhrmitglieder und der stellvertretende Vorsit­
zende aus der Mitte der Vertreter der Einfuhrmitglieder
gewählt oder umgekehrt . Diese Ämter wechseln in
jedem Jahr zwischen beiden Mitgliederkategorien ; je­
doch hindert dies nicht, daß einer oder beide unter
außergewöhnlichen Umständen durch besondere Ab­
stimmung des Rates wiedergewählt werden .

( 3 ) Bei vorübergehender Abwesenheit wird der Vorsit­
zende durch den stellvertretenden Vorsitzenden ersetzt .
Bei vorübergehender Abwesenheit des Vorsitzenden und
des stellvertretenden Vorsitzenden oder bei ständiger
Abwesenheit eines oder beider kann der Rat aus der
Mitte der Vertreter der Ausfuhrmitglieder und/oder aus
der Mitte der Vertreter der Einfuhrmitglieder je nach
Bedarf für eine vorübergehende oder ständige Tätigkeit
neue Vorstandsmitglieder wählen .

(4 ) "Weder der Vorsitzende noch ein anderes Vor­
standsmitglied , das bei Ratssitzungen den Vorsitz führt,
nimmt an Abstimmungen auf der Sitzung teil . Er kann
jedoch einen anderen Vertreter aus derselben Mitglie­
derkategorie ermächtigen , das Stimmrecht des von ihm
vertretenen Mitglieds auszuüben .

etwaige Fehlbeträge in : einem dieser Konten auszuglei­
chen, die durch einen Rückstand der erforderlichen
Beiträge gegenüber den genehmigten Ausgaben entste­
hen . Erfolgt die Kreditaufnahme wegen des verzögerten
Eingangs des Beitrags eines Mitglieds, so werden die
dem Rat durch die Kreditaufnahme entstehenden finan­
ziellen Kosten von dem säumigen Mitglied zusätzlich
zur vollen Zahlung seines Beitrags erhoben .

( 2 ) Jedes Mitglied kann nach Belieben beschließen,
Barmittel unmittelbar in das entsprechende Konto ein­
zuzahlen , statt den Rat für den Anteil dieses Mitglieds
an den benötigten Mitteln kommerzielle Kredite auf­
nehmen zu lassen .

Artikel 9

Übertragung von Befugnissen

( 1 ) Der Rat kann durch besondere Abstimmung auf
jeden der nach Artikel 19 eingesetzten Ausschüsse die
Ausübung einzelner oder aller seiner Befugnisse über­
tragen, die nach diesem Übereinkommen keiner beson­
deren Abstimmung des Rates bedürfen . Ungeachtet
dieser Übertragung kann der Rat jederzeit jede Frage
erörtern und entscheiden, die er einem seiner Aus­
schüsse übertragen hat .

(2 ) Der Rat kann durch besondere Abstimmung jede
einem Ausschuß übertragene Befugnis widerrufen.

Artikel 1 0

Zusammenarbeit mit anderen Organisationen

( 1 ) Der Rat kann alle geeigneten Maßnahmen zur
Konsultation oder Zusammenarbeit mit den Vereinten
Nationen, ihren Organen und Sonderorganisationen
sowie mit anderen geeigneten zwischenstaatlichen
Organisationen treffen .

( 2 ) Der Rat kann ferner Maßnahmen treffen, um Ver­
bindungen zu geeigneten internationalen nichtstaat­
lichen Organisationen zu unterhalten .

Artikel 1 1

Zulassung von Beobachtern

Der Rat kann jede Nichtmitgliedregierung oder jede der
in Artikel 10 bezeichneten Organisationen einladen, als
Beobachter jeder Sitzung des Rates oder eines nach
Artikel 19 eingesetzten Ausschusses beizuwohnen .

Artikel 12

Vorsitzender und stellvertretender Vorsitzender

( 1 ) Der Rat wählt für jedes Jahr einen Vorsitzenden
und einen stellvertretenden Vorsitzenden .

Artikel 13 -

Exekutivdirektor, Leiter des Ausgleichslagers und son­
stiges Personal

( 1 ) Der Rat ernennt durch - besondere Abstimmung
einen Exekutivdirektor und einen Leiter des Ausgleichs­
lagers .

(2 ) Die Einstellungsbedingungen des Exekutivdirektors
und des Leiters des Ausgleichslagers werden vom Rat
bestimmt.

( 3 ) Der Exekutivdirektor ist der oberste Verwaltungs­
beamte der Organisation ; er ist dem Rat für die An­
wendung und Durchführung dieses Übereinkommens im
Einklang mit den Beschlüssen des Rates verantwortlich .

(4 ) Der Leiter des Ausgleichslagers ist dem Exekutiv­
direktor und dem Rat für die ihm von diesem Überein­
kommen übertragenen Aufgaben sowie für alle vom Rat
bestimmten zusätzlichen Aufgaben verantwortlich . Der
Leiter des Ausgleichslagers ist für den täglichen Betrieb
des Ausgleichslagers verantwortlich und hält den Exe­
kutivdirektor über die allgemeinen Geschäfte des Aus­
gleichslagers auf dem laufenden, so daß der Exekutiv­
direktor sicherstellen kann, daß das Ausgleichslager
tatsächlich den Zielen dieses Übereinkommens gerecht
wird .

( 5 ) Der Exekutivdirektor ernennt das Personal im Ein­
klang mit vom Rat niedergelegten Vorschriften . Das
Personal ist dem Exekutivdirektor verantwortlich .
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( 6 ) Weder - der Exekutivdirektor noch ein -Mitglied des
Personals einschließlich des Leiters des Ausgleichslagers
dürfen ein finanzielles Interesse an der Kautschukindu­
strie oder dem Kautschukhandel oder damit zusammen­
hängenden kommerziellen Tätigkeiten haben .

( 7 ) Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben dürfen der
Exekutivdirektor, der Leiter des Ausgleichslagers und
das sonstige Personal von keinem Mitglied und von
keiner Stelle außerhalb des Rates oder eines nach Arti­
kel 19 eingesetzten Ausschusses Weisungen einholen
oder entgegennehmen. Sie haben alle Handlungen zu
unterlassen, die ihre Stellung als internationale Be­
dienstete , die nur dem Rat verantwortlich sind , beein­
trächtigen könnten . Jedes Mitglied achtet den aus­
schließlich internationalen Charakter der Obliegenhei­
ten des Exekutivdirektors , des Leiters des Ausgleichs­
lagers und des sonstigen Personals und versucht nicht,
sie bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu beeinflus­
sen .

Artikel -15~

Verteilung der Stimmen

( 1 ) Die Ausfuhrmitglieder und die " Einfuhrmitglieder
haben insgesamt jeweils 1 000 Stimmen.

(2 ) Jedes Ausfuhrmitglied erhält eine Erststimme aus
den 1 000 Stimmen ; jedoch findet im Fall eines Aus­
fuhrmitglieds mit Nettoausfuhren von weniger als
10 000 Tonnen jährlich die Erststimme keine Anwen­
dung . Die übrigen Stimmen werden unter den Ausfuhr­
mitgliedern so genau wie möglich im Verhältnis der
Menge - ihrer jeweiligen Nettoausfuhren an Naturkau­
tschuk während des Zeitabschnitts von fünf Kalender­
jahren, die sechs Kalenderjahre vor der Verteilung der
Stimmen beginnen, verteilt ; jedoch werden die Netto­
ausfuhren Singapurs an Naturkautschuk während dieses
Zeitabschnitts mit 13 v . H. seiner Gesamtausfuhren für
diesen Zeitabschnitt berechnet .

( 3 ) Die Stimmen der Einfuhrmitglieder werden unter
ihnen im Verhältnis des Durchschnitts ihrer jeweiligen
Nettoeinfuhren an Naturkautschuk während des Zeit­
abschnitts von drei Kalenderjahren , die vier Kalender­
jahre vor der Verteilung der Stimmen beginnen, verteilt ;
jedoch erhält jedes Einfuhrmitglied eine Stimme, selbst
wenn sein verhältnismäßiger Nettoeinfuhranteil sonst
nicht genügend groß ist, um dies zu rechtfertigen .

(4 ) Für die Zwecke der Absätze 2 und 3 des vorliegen­
den Artikels ,- der Absätze 2 und 3 des Artikels 28 über
die Beiträge von Einfuhrmitgliedern und des Artikels 39
stellt der Rat auf seiner ersten Tagung eine Tabelle der
Nettoausfuhren der Ausfuhrmitglieder sowie eine Ta­
belle der Nettoeinfuhren der Einfuhrmitglieder auf, die
jährlich im Einklang mit diesem Artikel überprüft wer­
den .

(5 ) Teilstimmen sind nicht zulässig. Sofern nicht in
Absatz 3 etwas anderes bestimmt ist , wird jeder Bruch­
teil von weniger als 0,5 ab- und jeder Bruchteil von 0,5
oder mehr aufgerundet.

( 6 ) Der Rat verteilt die Stimmen für jedes Rechnungs­
jahr zu Beginn der ersten Tagung des betreffenden Jah­
res im Einklang mit diesepi Artikel . Die Verteilung
bleibt für den Rest dieses Jahres wirksam, sofern nicht
in Absatz 7 etwas anderes bestimmt ist .

( 7 ) Sobald sich die Mitgliedschaft in der Organisation
ändert oder sobald das Stimmrecht eines Mitglieds nach
einer Bestimmung dieses Übereinkommens zeitweilig
entzogen oder zurückgegeben wird, verteilt der Rat die
Stimmen innerhalb der betroffenen Kategorie oder
Kategorien von Mitgliedern im Einklang mit diesem
Artikel neu .

( 8 ) Im Fall des Ausschlusses eines Mitglieds nach Arti­
kel 65 oder des Rücktritts eines Mitglieds nach Artikel
64 oder 63 , durch die der gesamte Handelsanteil der in
einer der beiden Kategorien noch verbleibenden Mit­
glieder unter 80 v . H. sinkt, tritt der Rat zusammen und

Artikel 14

Tagungen

( 1 ) Der Rat hält grundsätzlich in jedem Halbjahr eine
ordentliche Tagung ab . -

(2 ): Der Rat tritt außer zu den Tagungen, die unter den
in diesem 'Übereinkommen ausdrücklich vorgesehenen
Umständen abgehalten werden, zu außerordentlichen
Tagungen zusammen, wenn er dies beschließt oder
wenn es von

a ) dem Vorsitzenden des Rates ,

b ) dem Exekutivdirektor ,

c ) einer Mehrheit der Ausfuhrmitglieder,

d ) einer Mehrheit der Einfuhrmitglieder,

e ) einem oder mehreren Ausfuhrmitgliedern, die we­
nigstens 200 Stimmen innehaben, oder

f) einem oder mehreren Einfuhrmitgliedern, die minde­
stens 200 Stimmen innehaben,

beantragt wird .

( 3 ) Die Tagungen finden am Sitz der Organisation statt,
sofern nicht der Rat durch besondere Abstimmung
etwas anderes beschließt. Tagt der Rat auf Einladung
eines Mitglieds an einem anderen Ort als dem Sitz der
Organisation , so trägt dieses Mtglied die dadurch dem
Rat entstehenden zusätzlichen Kosten .

(4 ) Die Ankündigung einer Tagung und deren Tages­
ordnung werden den Mitgliedern vom Exekutivdirektor
spätestens 30 Tage , im voraus übermittelt, außer in
dringenden Fällen, in denen die Ankündigung spätestens
sieben Tage im voraus übermittelt werden muß.
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entscheidet über die Bedingungen und die Zukunft die­
ses Übereinkommens, wozu insbesondere die Notwen­
digkeit gehört, wirksame Ausgleichslagergeschäfte auf­
rechtzuerhalten, ohne die übrigen Mitglieder finanziell
ungebührlich zu belasten .

(2 ) Nimmt ein Mitglied Artikel 16 in Anspruch und
werden seine Stimmen auf einer Sitzung des Rates abge­
geben, so wird es für die Zwecke des Absatzes 1 als
anwesend und abstimmend angesehen .

Artikel - 1 9

Einsetzung von Ausschüssen

( 1 ) Hiermit werden folgende Ausschüsse eingesetzt :
a ) - Verwaltungsausschuß,

b ) Ausschuß für Ausgleichslagergeschäfte ,
c) Ausschuß für Statistik und

d) Ausschuß für andere Maßnahmen.

Durch besondere Abstimmung des Rates können auch
zusätzliche Ausschüsse eingesetzt werden .

(2 ) Jeder Ausschuß ist dem Rat verantwortlich . Der Rat
bestimmt durch besondere Abstimmung Mitgliedschaft
und Tätigkeitsbereich jedes Ausschusses .

Artikel 16

Abstimmungsverfahren

( 1 ) Jedes Mitglied ist berechtigt, die Anzahl der ihm im
Rat zustehenden Stimmen abzugeben, ist aber nicht
berechtigt, seine Stimmen zu teilen .

(2 ) Durch eine schriftliche Notifikation an den Vorsit­
zenden des Rates kann jedes Ausfuhrmitglied ein ande­
res Ausfuhrmitglied und jedes Einfuhrmitglied ein ande­
res Einfuhrmitglied ermächtigen, auf einer Tagung oder
Sitzung des Rates seine Interessen zu vertreten und sein
Stimmrecht auszuüben .

(3 ) -Ein von einem anderen Mitglied zur Abgabe seiner
Stimmen ermächtigtes Mitglied gibt diese Stimmen im
Einklang mit der Ermächtigung ab .

(4 ) Ein Mitglied , das sich der Stimme enthält, wird
angesehen , als habe es seine Stimmen nicht abgegeben . Artikel 20

Sachverständigengruppe

( 1 ) Der Rat setzt eine Gruppe von Sachverständigen aus
der Kautschukindustrie und dem Kautschukhandel aus
Ausfuhr- und Einfuhrmitgliedern ein .

(2 ) Die Gruppe steht dem Rat und seinen Ausschüssen
mit Rat und Tat zur Seite, insbesondere in bezug auf
Ausgleichslagergeschäfte und auf die in Artikel 44 be­
zeichneten anderen Maßnahmen .

(3 ) Mitgliedschaft, Aufgaben und Verwaltungsregelun­
gen für die Gruppe werden vom Rat bestimmt.

Artikel 1 7

Beschlußfähigkeit

( 1 ) Der Rat ist auf einer Sitzung beschlußfähig, wenn
eine Mehrheit der Ausfuhrmitglieder und eine Mehrheit
der Einfuhrmitglieder anwesend ist ; jedoch müssen diese
Mitglieder mindestens zwei Drittel der Gesamtstimmen
in ihrer jeweiligen Kategorie innehaben .

(2 ) Ist der Rat an dem für die Sitzung festgesetzten Tag
und am folgenden Tag nicht nach Absatz 1 beschlußfä­
hig, so ist er am dritten Tag und danach beschlußfähig,
wenn eine Mehrheit der Ausfuhrmitglieder und eine
Mehrheit der Einfuhrmitglieder anwesend ist ; jedoch
müssen diese Mitglieder eine Mehrheit der Gesamt­
stimmen in ihrer jeweiligen Kategorie innehaben .

(3 ) Eine Vertretung im Sinne des Artikels 16 Absatz 2
gilt als Anwesenheit.

KAPITEL V

VORRECHTE UND IMMUNITÄTEN

Artikel 21

Vorrechte und Immunitäten

( 1 ) Die Organisation besitzt Rechtspersönlichkeit. Sie
hat insbesondere die Fähigkeit, Verträge zu schließen ,
bewegliches und unbewegliches Vermögen zu erwerben
und darüber zu verfügen , sowie vor Gericht zu stehen .

(2 ) Die Organisation bemüht sich , so bald wie möglich
nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens mit der
Regierung des Landes , in dem sich der Sitz der Organi­
sation befinden wird ( im folgenden als Gastregierung

Artikel 18

Beschlüsse

( 1 ) Soweit dieses Übereinkommen nichts anderes be­
stimmt, werden alle Beschlüsse des Rates mit beidersei­
tiger einfacher Mehrheit gefaßt ; Empfehlungen werden
in der gleichen Weise abgegeben .
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händlungsgebühren, Versicherungen sowie die Kosten
der Umwälzung. Der Rat kann jedoch durch besondere
Abstimmung jede andere Art von Einnahme oder Aus­
gabe , die auf Ausgleichslagertransaktionen oder -ge­
schäfte entfällt, in das Ausgleichslagerkonto einbringen .

( 3 ) Alle sonstigen Einnahmen und Ausgaben im Zu­
sammenhang mit ^ der Durchführung dieses Überein­
kommens werden in das Verwaltungskonto eingebracht .
Solche Ausgaben werden in der Regel aus Beiträgen von
Mitgliedern bestritten, die nach Artikel 25 " festgesetzt
worden sind .

(4 ) Die Organisation übernimmt nicht die Auslagen der
Delegationen oder Beobachter beim Rat oder bei einem
der nach Artikel 19 eingesetzten Ausschüsse.

bezeichnet), ein Abkommen ( im folgenden als Sitz­
abkommen bezeichnet) - über die Rechtsstellung, die
Vorrechte und Immunitäten der Organisation , ihres
Exekutivdirektors , des Personals und der Sachverständi­
gen sowie der Delegationen der Mitglieder zu schließen ,
die normalerweise für die Wahrnehmung ihrer Aufga­
ben erforderlich sind.

(3 ) Bis zum Abschluß des Sitzabkommens ersucht die
Organisation die Gastregierung, für die von der Organi­
sation an ihre Bediensteten gezahlten Vergütungen
sowie für die Guthaben, Einkünfte und sonstigen Ver­
mögenswerte der Organisation Befreiung von der Be­
steuerung zu gewähren, soweit dies mit ihren Rechts­
vorschriften vereinbar ist .

(4 ) Die Organisation kann ferner mit einer oder mehre­
ren Regierungen vom Rat zu genehmigende Überein­
künfte über die Vorrechte und Immunitäten schließen,
die für die ordnungsgemäße Durchführung dieses Über­
einkommens erforderlich sind .

(5 ) Wird der Sitz der Organisation in ein' anderes Land
verlegt, so schließt die Regierung dieses Landes so bald -
wie möglich mit der Organisation ein vom Rat zu ge­
nehmigendes Sitzabkommen.

( 6 ) Das Sitzabkommen ist von diesem Übereinkommen
unabhängig. Es tritt jedoch außer Kraft ,

a ) wenn dies zwischen der Gastregierung und der
Organisation vereinbart wird ;

b ) wenn der Sitz der Organisation aus dem - Land der
Gastregierung verlegt wird oder

c) wenn die Organisation zu bestehen aufhört .

Artikel 23

Form der Zahlung

Barzahlungen an das Verwaltungskonto und das Aus­
gleichslagerkonto sind in frei verwendbaren Währungen
oder in Währungen, die auf den Hauptdevisenmärkten
in frei verwendbare Währungen konvertierbar sind,
zahlbar und von Devisenbeschränkungen befreit .

Artikel 24

Prüfung

( 1 ) Der Rat ernennt Revisoren für die Prüfung seiner
Geschäftsbücher .

(2 ) Eine von unabhängigen Bücherrevisoren geprüfte
Darstellung des Verwaltungskontos und des Ausgleichs­
lagerkontos wird den Mitgliedern so bald wie möglich ,
frühestens jedoch drei Monate nach Abschluß jedes
Rechnungsjahres, zur Verfügung gestellt und in geeigne­
ter Weise geprüft , damit sie vom Rat auf seiner nächsten
Tagung genehmigt werden kann. Eine Kurzfassung der
geprüften Konten und der geprüften Bilanz wird danach
veröffentlicht .

KAPITEL VI

RECHNUNGSLEGUNG UND RECHNUNGSPRÜFUNG

Artikel 22

Finanzkonten

( 1 ) Zur Durchführung und Handhabung dieses Über­
einkömmens werden zwei Konten eingerichtet ,

a ) das Ausgleichslagerkonto und

b ) das Verwaltungskonto .

( 2 ) Alle nachstehenden Einnahmen und Ausgaben, die
bei der Schaffung, beim Betrieb und bei der Erhaltung
des Ausgleichslagers anfallen, werden in das Ausgleichs­
lagerkonto eingebracht : Beiträge von Mitgliedern nach
Artikel 28 , Kredite für das Ausgleichslagerkonto nach
Artikel 8 , die Rückzahlung von Kapital und Zinsen für
solche Kredite , Einkünfte aus Verkäufen von Aus­
gleichslagerbeständen, Zinsen für Einlagen im Aus­
gleichslagerkonto , Kosten für den Erwerb von Aktien ,
Provisionen , Lagergebühren , Beförderungs- und Be­

KAPITEL VII

DAS VERWALTUNGSKONTO

Artikel 25

Beiträge zum Haushalt

( 1 ) Der Rat genehmigt auf seiner ersten Tagung nach
Inkrafttreten dieses Übereinkommens den Haushalt des
Verwaltungskontos für die Zeit zwischen dem Tag des
Inkrafttretens und dem Ende des ersten Rechnungsjahrs .
Danach genehmigt der Rat während der zweiten Hälfte
jedes Rechnungsjahrs den Haushalt des Verwaltungs­
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kontos für das folgende Rechnungsjahr. Der Rat setzt
den Beitrag jedes Mitglieds zu diesem Haushalt nach
Absatz 2 fest.

(2 ) Der Beitrag jedes Mitglieds zum Verwaltungshaus­
halt für jedes Rechnungsjahr richtet sich nach dem
Verhältnis seiner Stimmenzahl zum - Zeitpunkt der
Genehmigung des Verwaltungshaushalts für das betref­
fende Rechnungsjahr zur Gesamtstimmenzahl aller
Mitglieder. Bei der Festsetzung der Beiträge werden die
Stimmen jedes Mitglieds so berechnet, daß der zeitwei­
lige Entzug des Stimmrechts eines Mitglieds oder die
sich daraus ergebende Neuverteilung der Stimmen außer
Betrachtbleibt.

( 3 ) Den ersten Beitrag zum Verwaltungshaushalt für
eine Regierung, die nach Inkraftreten dieses -Überein­
kommens Mitglied wird , setzt der Rat auf der Grund­
lage der diesem Mitglied zustehenden Stimmenzahl und
des in dem laufenden Rechnungsjahr verbleibenden
Zeitabschnitts fest , ohne jedoch die für die anderen
Mitglieder festgesetzten Beiträge ; zu ändern .

Artikel 26

Zahlung von Beiträgen zum Verwaltungshaushalt

( 1 ) Die Beiträge zum ersten Verwaltungshaushalt sind
an einem vom Rat auf seiner ersten Tagung zu bestim­
menden Tag zu zahlen . Die Beiträge zu späteren Ver­
waltungshaushalten sind am ersten Tag jedes Rech­
nungsjahrs .zu zahlen . Der nach Artikel 25 Absatz 3
festgesetzte-Beitrag einer Regierung, die nach Inkrafttre­
ten dieses Übereinkommens Mitglied wird , ist für das
betreffende Rechnungsjahr an einem vom Rat zu be­
stimmenden Tag zu zahlen .

(2 ) Hat ein Mitglied seinen vollen Beitrag zum Verwal­
tungshaushalt nicht binnen zwei Monaten nach Fällig­
keit gemäß Absatz 1 gezahlt , so ersucht der Exekutiv­
direktor das Mitglied, die Zahlung so bald wie möglich
zu leisten . Hat ein Mitglied seinen Beitrag binnen zwei
Monaten nach dem Ersuchen des Exekutivdirektors
nicht gezahlt, so wird ihm sein Stimmrecht in der Orga­
nisation zeitweilig entzogen, sofern der Rat nicht durch
besondere Abstimmung etwas anderes beschließt . Hat
ein Mitglied seinen Beitrag binnen vier Monaten nach
dem Ersuchen des Exekutivdirektors nocht nicht gezahlt
so werden dem Mitglied alle Rechte aus diesem Über­
einkommen vom Rat zeitweilig entzogen , sofern dieser
nicht durch besondere Abstimmung etwas anderes be­
schließt .

( 3 ) Für verspätet eingegangene Beiträge erhebt der Rat
Zinsen nach dem Zinssatz für erstklassige Papiere im
Gastland vom Tag der Fälligkeit der Beiträge an bzw.
zum kommerziellen Zinssatz im Fall der Kreditauf­
nahme nach Artikel 8 .

(4 ) Ein Mitglied , dem seine Rechte nach Absatz 2 zeit­
weilig entzogen worden sind, bleibt ' insbesondere zur
Zahlung seines Beitrags und zur Erfüllung aller sonsti­
gen finanziellen Verpflichtungen aufgrund dieses Über­
einkommens verpflichtet .

KAPITEL VIII

DAS AUSGLEICHSLAGER

Artikel 27

Umfang des Ausgleichslagers

Zur Erreichung der Ziele dieses Übereinkommens wird
ein internationales Ausgleichslager errichtet. Die Ge­
samtkapazität des Ausgleichslagers i beträgt 550 000
Tonnen . Es ist das einzige Mittel der Marktintervention
zur Preisstabilisierung in diesem Übereinkommen.' Das
Ausgleichslager umfaßt

a ) das normale Ausgleichslager von 400 000 Tonnen
und

b ) das Not-Ausgleichslager von 150 000 Tonnen .

Artikel 28

Finanzierung des Ausgleichslagers

( 1 ) Die Mitglieder verpflichten sich, die Gesamtkosten
des nach Artikel 27 errichteten internationalen Aus­
gleichslagers von 550 000 Tonnen zu finanzieren .

(2 ) Die Finanzierung sowohl des normalen Ausgleichs­
lagers als auch des Not-Ausgleichslagers -erfolgt . zu glei­
chen Teilen durch die Ausfuhr- und die Einfuhrmitglie­
derkategorien . Die Beiträge der Mitglieder zum Aus­
gleichslagerkonto werden entsprechend ihrem Anteil an
den Stimmen im Rat bemessen, sofern nicht in den
Absätzen 3 und 4 etwas anderes bestimmt ist .

( 3 ) Ein Einfuhrmitglied, dessen Anteil an den Gesamt­
nettoeinfuhren entsprechend der nach Artikel 15 Ab­
satz 4 vom Rat aufzustellenden Tabelle 0,1 v . H. der
Gesamtnettoeinfuhren oder weniger beträgt, leistet wie
folgt Beiträge zum Ausgleichslagerkonto :

a ) Beträgt sein Anteil an den Gesamtnettoeinfuhren
0,1 v . H. oder weniger, aber mehr als 0,05 v . H. , so
leistet dieses Mitglied einen Beitrag dessen Höhe auf
der Grundlage seines tatsächlichen Anteils an den
Gesamtnettoeinfuhren festgesetzt wird ;

b ) beträgt sein Anteil an den Gesamtnettoeinfuhren
0,05 v. H. oder weniger, so leistet dieses Mitglied
einen Beitrag in einer auf der Grundlage eines An­
teils von 0,05 v . H. der Gesamtnettoeinfuhren fest­
gesetzten Höhe .

(4 ) Während einer Zeit , in der dieses Übereinkommen
nach Artikel 61 Absatz 2 oder Absatz 4 Buchstabe b )
vorläufig in Kraft ist, darf die finanzielle Verpflichtung
jedes Ausfuhr- oder Einfuhrmitglieds gegenüber dem
Ausgleichslagerkonto insgesamt den Beitrag dieses Mit­
glieds nicht überschreiten , berechnet auf der Grundlage
der Zahl der Stimmen, die den in den vom Rat nach
Artikel 15 Absatz 4 aufzustellenden Tabellen festgesetz­
ten prozentualen Anteilen der Gesamtbeträge von
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275 000 Tonnen entsprechen, welche auf die Ausfuhr­
bzw. Einfuhrmitgliederkategorien entfallen . Die finan­
ziellen Verpflichtungen der Mitglieder werden, solange
dieses Übereinkommen vorläufig in Kraft ist, zu glei­
chen Teilen von den Ausfuhr- und Einfuhrmitgliederka­
tegorien getragen . Übersteigt zu irgendeiner Zeit die
Gesamtverpflichtung einer Kategorie-die der anderen, so
wird der größere der beiden Gesamtbeträge auf den
geringeren herabgesetzt , wobei die Stimmen jedes Mit­
glieds in diesem Gesamtbetrag entsprechend den Stim­
menanteilen, die sich aus den vom Rat nach Artikel 15
Absatz 4 aufzustellenden Tabellen ergeben , herabgesetzt
werden .

(5 ) Die Gesamtkosten des normalen Ausgleichslagers
von 400 000 Tonnen werden durch Barbeiträge der
Mitglieder zum Ausgleichslagerkonto finanziert . Diese
Beiträge können gegebenenfalls von den dafür vorgese­
henen Stellen der betreffenden Mitglieder gezahlt wer­
den .

( 6 ) Die Gesamtkosten des Not-Ausgleichslagers von
150 000 Tonnen werden durch Beiträge der Mitglieder
wie folgt finanziert :
a ) durch Barmittel , die der Rat aus kommerziellen

Quellen gegen Sicherheiten in Form von Lagerschei­
nen und = Regierungsbürgschaften/Regierungsver­
pflichtungen aufgenommen hat, und/oder

b ) ; durch Barmittel .

Diese Beiträge können gegebenenfalls von den dafür
vorgesehenen Stellen der betreffenden Mitglieder gezahlt
werden .

( 7 ) Jedem -Mitglied steht es frei , sich für Buchstabe a ) =
oder b ) des Absatzes 6 oder für beide zu entscheiden , in
allen Fällen werden die Barmittel im Ausgleichslager­
konto hinterlegt . Im Fall der Kreditaufnahme nach
Absatz 6 Buchstabe a ) darf der Wert der Lagerscheine
im Verhältnis zum Zeitwert des gesamten Ausgleichs­
lagers den verhältnismäßigen Anteil der Stimmen dieser
Mitglieder im Rat nicht überschreiten . Mitglieder, für
die der Rat nach Absatz 6 Buchstabe a ) aus kommerziel­
len Quellen Kredit aufgenommen hat, müssen alle sich
daraus ergebenden jeweiligen Verpflichtungen über­
nehmen.

( 8 ) Die Gesamtkosten des internationalen Ausgleichs­
lagers von 550 000 Tonnen werden aus dem Ausgleichs­
lagerkonto gezahlt . Zu diesen Kosten gehören alle
Ausgaben , die mit dem Erwerb und dem Betrieb des
internationalen Ausgleichslagers von 550 000 Tonnen
zusammenhängen . Sollten die geschätzten Kosten laut
Anlage C dieses Übereinkommens die Gesamtkosten des
Erwerbs und Betriebs des Ausgleichslagers nicht voll
decken, so tritt der Rat zusammen und trifft die not­
wendigen Vorkehrungen, um die erforderlichen Beiträge
zur Deckung dieser Kosten entsprechend den prozentua­
len Stimmenanteilen abzurufen.

Artikel 29

Zahlung von Beiträgen zum Ausgleichslagerkonto
( 1 ) Es wird ein erster Barbeitrag von 70 Millionen
malaysischen Ringgit in das Ausgleichslagerkonto ge­

zahlt . Dieser Beitrag wird auf alle Mitglieder entspre­
chend ihrem prozentualen Stimmenanteil unter Berück­
sichtigung des Artikels 28 Absatz 3 aufgeteilt . Der Bei­
trag wird abgerufen , sobald der Exekutivdirektor von
allen Mitgliedern unterrichtet wurde , daß sie in der
Lage sind , die finanziellen Forderungen zu erfüllen, und
zwar innerhalb von 18 Monaten nach dem Tag des
vorläufigen Inkrafttretens dieses Übereinkommens .
Diese ersten Beiträge sind 45 Tage nach ihrem Abruf
durch den Exekutivdirektor zu zahlen .

(2 ) Der Exekutivdirektor kann jederzeit Beiträge abru­
fen, sofern der Leiter des Ausgleichslagers bestätigt hat,
daß das Ausgleichslagerkonto möglicherweise in den
nächsten vier Monaten solche Mittel benötigen wird .
( 3 ) Wird ein Beitrag abgerufen , so ist er von den Mit­
gliedern innerhalb von 30 Tagen nach dem Tag der
Notifikation zu zahlen . Auf Ersuchen eines oder mehre­
rer Mitglieder, denen 200 Stimmen im Rat zustehen ,
tritt der Rat zu einer außerordentlichen Tagung zusam­
men und kann den Abruf ändern oder ablehnen, nach­
dem er den Bedarf an Mitteln zur Unterstützung der
Ausgleichslagergeschäfte in den nächsten drei Monaten
beurteilt hat. Kann der Rat keinen Beschluß herbeifüh­
ren , so sind die Beiträge von den Mitgliedern entspre­
chend dem Beschluß des Exekutivdirektors zu zahlen .

(4 ) Die für das normale Ausgleichslager und das Not­
Ausgleichslager abgerufenen Beiträge werden zum -unte­
ren Auslösepreis bewertet, der zur Zeit des Abrufs der
Beiträge in Kraft ist.

( 5 ) Der Abruf der Beiträge zum Not-Ausgleichslager
wird wie folgt durchgeführt :

a ) Bei der in Artikel 32 vorgesehenen 300-000-Ton­
nen-Überprüfung wird der Rat
i ) von jedem Mitglied eine Erklärung darüber er­

halten , wie es seinen Anteil an dem Not-Aus­
gleichslager nach Artikel 28 finanzieren wird ,
und

ii ) alle finanziellen und sonstigen Regelungen tref­
fen, die für die sofortige Errichtung des Not­
Ausgleichslagers erforderlich sind, einschließlich
eines etwa erforderlichen Abrufs von Mitteln .

b ) Bei der in Artikel 32 vorgesehenen 400 000-Ton­
nen-Überprüfung stellt der Rat sicher, daß
i ) alle Mitglieder Finanzierungsmittel für ihren
jeweiligen Anteil am Not-Ausgleichslager zur
Verfügung gestellt haben und

ii ) das Not-Ausgleichslager angerufen worden ist
und voll für Maßnahmen nach Artikel 3 1 bereit
ist .

Artikel 30

Preisspanne

( 1 ) Für die Geschäftstätigkeit des Ausgleichslagers
werden festgelegt

a ) ein Referenzpreis ,
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b ) ein unterer Interventionspreis ,

c ) ein oberer Interventionspreis,

d) ein unterer Auslösepreis ,

e ) ein oberer Auslösepreis ,

f) ein unterer Indikativpreis und

g) ein oberer Indikativpreis .

(2 ) Der Referenzpreis wird mit Inkrafttreten dieses :
Übereinkommens zunächst auf -2 10 malaysische/singa­
purische Cent je kg festgesetzt . Er wird nach Artikel 32
Abschnitt A überprüft und geändert .

( 3 ) Es gibt einen oberen Interventionspreis und einen
unteren Interventionspreis , die auf plus bzw. minus
15 v . H. des Referenzpreises festgesetzt werden, sofern
nicht der Rat durch besondere Abstimmung etwas ande­
res beschließt .

(4 ) Es gbit einen oberen Auslösepreis und einen unteren
Auslösepreis , die auf plus bzw. minus 20 v . H. des Refe­
renzpreises festgesetzt werden , sofern nicht der Rat ;
durch besondere Abstimmung etwas anderes beschließt .

( 5 ) - Die- in den Absätzen 3 und 4 festgesetzten Preise 1
werden auf volle Cent auf- oder abgerundet .

( 6 ) Sofern nicht dieses Übereinkommen etwas anderes
vorsieht, beträgt für die ersten 30 Monate nach In­
krafttreten dieses Übereinkommens der untere Indika­
tivpreis 150 malaysische/singapurische Cent -je kg und I
der obere Indikativpreis 270 malaysische/singapurische "
Cent je kg.

Artikel 31

Geschäftstätigkeit des Ausgleichslagers

( 1 ) Liegt im Verhältnis zu der in Artikel 30 vorgesehe­
nen oder später nach den Artikeln 32 und 40 geänder­
ten Preisspanne der durchschnittliche Marktpreis nach
Artikel 33

a ) bei oder über dem oberen Auslösepreis , so verteidigt
der Leiter des Ausgleichslagers den oberen Auslöse­
preis , indem er Naturkautschuk zum Verkauf anbie­
tet, bis der durchschnittliche Marktpreis unter den
oberen Auslösepreis fällt ;

b ) über dem oberen Interventionspreis , so kann der
Leiter des Ausgleichslagers Naturkautschuk zur
Verteidigung des oberen Auslösepreises verkaufen ;

c) bei dem oberen oder unteren Interventionspreis oder
dazwischen, so wird der Leiter des Ausgleichslagers
Naturkautschuk weder kaufen noch verkaufen,
außer um seine Aufgaben im Rahmen der Umwäl­
zung nach Artikel 36 zu erfüllen ;

d) unter dem unteren Interventionspreis , so kann der
Leiter des Ausgleichslagers zur Verteidigung des
unteren Auslösepreises Naturkautschuk kaufen ;

e ) bei oder unter dem unteren Auslösepreis , so vertei­
digt der Leiter- des Ausgleichslagers den unteren
Auslösepreis, indem er sich erbietet , Naturkau­
tschuk zu kaufen , bis der durchschnittliche Markt­
preis über dem unteren Auslösepreis liegt .

( 2 ) Erreichen Verkäufe oder Käufe für das Ausgleichs­
lager die 400 000-Tonnen-Grenze , so beschließt der Rat
durch besondere Abstimmung, ob er das Not-Aus­
gleichslager

a ) beim unteren oder oberen Auslösepreis oder

b ) bei irgendeinem Preis zwischen dem unteren Auslö­
sepreis und dem unteren Indikativpreis oder dem
oberen Auslösepreis und dem oberen Indikativpreis

zum Einsatz bringen will .

( 3 ) = Sofern nicht der Rat durch besondere Abstimmung
nach Absatz 2 etwas anderes beschließt, benutzt der
Leiter des Ausgleichslagers das Not-Ausgleichslager zur
Verteidigung des unteren Indikativpreises , indem er das
Not-Ausgleichslager zum Einsatz bringt, wenn der
durchschnittliche Marktpreis sich in der Mitte zwischen
dem unteren Indikativpreis und dem unteren Auslöse­
preis befindet, und zur Verteidigung des oberen Indika­
tivpreises , indem er das Not-Ausgleichslager zum .Ein­
satz bringt, wenn der durchschnittliche Marktpreis sich
in der Mitte zwischen dem oberen Indikativpreis und
dem oberen Auslösepreis befindet .

(4 ) Die Gesamtmittel des Ausgleichslagers , d . h . ein­
schließlich des normalen Ausgleichslagers und des
Not-Ausgleichslagers , werden voll dafür genutzt, sicher­
zustellen , daß der durchschnittliche Marktpreis nicht
unter den unteren Indikativpreis fällt oder über den
oberen Indikativpreis steigt .

( 5 ) Die Verkäufe und Käufe des Leiters des Ausgleichs­
lagers erfolgen auf anerkannten kommerziellen Märkten
zu geltenden Preisen , und alle seine Transaktionen
werden in effektivem Kautschuk für Terminlieferung in
spätestens drei Kalendermonaten getätigt.

( 6 ) Zur Erleichterung der Geschäftstätigkeit des Aus­
gleichslagers errichtet der Rat erforderlichenfalls
Zweigbüros und ähnliche Einrichtungen des Büros des
Leiters des Ausgleichslagers auf anerkannten Kau­
tschukmärkten und an genehmigten Lagerhausstand­
orten .

( 7 ) Der Leiter des Ausgleichslagers arbeitet einen
Monatsbericht über die Transaktionen des Ausgleichs­
lagers und die finanzielle Lage des Ausgleichslagerkon­
tos aus . Sechzig Tage nach Ablauf jedes Monats wird
der Bericht für diesen Monat den Mitgliedern zur Ver­
fügung gestellt.

( 8 ) Die Angaben über Ausgleichslagertransaktionen
umfassen Mengen, Preise, Typen, Gradierungen und
Märkte aller Ausgleichslagergeschäfte einschließlich der
vorgenommenen Umwälzungen . Die Angaben über die
finanzielle Lage des Ausgleichslagerkontos umfassen
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außerdem Zinssätze und Bedingungen für Einlagen und
Darlehen, die Währungen, in denen Geschäfte getätigt
wurden; sowie andere einschlägige Angaben über die in
Artikel 22 Absatz 2 bezeichneten Gegenstände .

Artikel - 32

Überprüfung und Änderung der Preisspanne

A. Referenzpreis

( 1 ) Die Überprüfung und Änderung des Referenzpreises
erfolgt , nach Maßgabe dieses Abschnitts aufgrund von
Markttendenzen und/oder Nettoänderungen des Aus­
gleichslagers . Der Referenzpreis wird vom = Rat alle
18 Monate nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens
überprüft .

a ) Liegt, der Durchschnitt der täglichen durchschnitt­
lichen Marktpreise während der sechs Monate vor
einer Überprüfung beim oberen Interventionspreis ,
beim unteren Interventionspreis, oder dazwischen, so
erfolgt keine Änderung des Referenzpreises .

b ) Liegt der Durchschnitt der täglichen durchschnitt­
lichen Marktpreise während der sechs Monate vor
einer Überprüfung- unter dem unteren Interventions­
preis , - so wird der Referenzpreis automatisch um
5 v . H. gegenüber dem Niveau zum -Zeitpunkt der
Überprüfung gesenkt, sofern nicht der Rat durch
besondere Abstimmung eine andere prozentuale
Senkung des Referenzpreises beschließt .

c ) Liegt ■ der Durchschnitt der täglichen durchschnitt­
lichen Marktpreise während der sechs Monate vor
einer Überprüfung über dem oberen Interventions­
preis, - so wird der Referenzpreis automatisch um
5 v . H. gegenüber dem Niveau zum Zeitpunkt der
Überprüfung erhöht, sofern nicht der Rat durch
besondere Abstimmung eine andere prozentuale
Erhöhung des Referenzpreises beschließt.

(2 ) Nach einer Nettoänderung des Ausgleichslagers um
100 000 Tonnen seit der letzten Festsetzung aufgrund
dieses Absatzes oder seit dem Inkrafttreten dieses Über­
einkommens beruft der Exekutivdirektor eine außeror­
dentliche Tagung des Rates ein, um die Lage zu beurtei­
len . Der Rat kann durch besondere Abstimmung be­
schließen, angemessene Maßnahmen zu treffen, zu
denen gehören können

a ) Aussetzung der Geschäftstätigkeit des Ausgleichs­
lagers ,

b ) Änderung des Rhythmus der Ausgleichslagerkäufe
oder -Verkäufe und

c) Änderung des Referenzpreises .

( 3 ) Haben seit a) Inkrafttreten dieses Übereinkommens ,
b ) der letzten Änderung aufgrund dieses Absatzes oder
c) der letzten Änderung nach Absatz 2 , je nachdem,
welcher Tag später liegt, Nettoausgleichslagerkäufe
oder -Verkäufe in Höhe von 300 000 Tonnen stattge­
funden , so wird der Referenzpreis um 3 v. H. seines

gegenwärtigen Standes gesenkt bzw. erhöht, sofern
nicht der Rat durch besondere Abstimmung beschließt ,
ihn um einen anderen Vomhundertsatz -zu senken oder
zu erhöhen .

(4 ) Eine Berichtigung des Referenzpreises aus irgendei­
nem Grund darf nicht dazu führen, daß die Auslöse­
preise den unteren oder oberen Indikativpreis durchbre­
chen .

B. Indikativpreise
( 5 ) Der Rat kann durch besondere Abstimmung bei den
in diesem Abschnitt vorgesehenen Überprüfungen den
unteren und oberen Indikativpreis ändern .

( 6 ) Der Rat stellt sicher , daß jede Änderung der Indika­
tivpreise mit den sich abzeichnenden Markttendenzen
und -bedingungen im Einklang steht. In diesem Zu­
sammenhang berücksichtigt der Rat die Tendenz der
Naturkautschukpreise, des Verbrauchs , des Angebots ,
der Produktionskosten und der Bestände sowie die
Menge des im Ausgleichslager gehaltenen Naturkau­
tschuks und die finanzielle Lage des Ausgleichslagerkon­
tos .

(7 ) Der untere und der obere Indikativpreis werden
überprüft

a ) alle 30 Monate nach Inkrafttreten dieses Überein­
kommens ;

b ) bei außergewöhnlichen Umständen auf Verlangen
eines oder mehrerer Mitglieder, die 200 oder mehr
Stimmen im Rat innehaben, und

c) wenn der -Referenzpreis i ) seit der letzten Änderung
des unteren Indikativpreises oder dem Inkrafttreten
dieses Übereinkommens nach Absatz 3 um minde­
stens 3 v. H. und nach Absatz 1 um mindestens
5 v. H. oder nach den Absätzen 1 , 2 und/oder 3 um
mindestens diesen Betrag gesenkt oder ii ) seit der
letzten Änderung des oberen Indikativpreises oder
dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens nach
Absatz 3 um mindestens 3 v . H. und nach Absatz 1
um mindestens 5 v . H. oder nach den Absätzen 1 , 2
und/oder 3 um mindestens diesen Betrag erhöht
worden ist, vorausgesetzt, daß der Durchschnitt des
täglichen durchschnittlichen Marktpreises während
der auf die letzte Änderung des Referenzpreises fol­
genden 60 Tage entweder unter dem unteren Inter­
ventionspreis oder über dem oberen Interventions­
preis liegt .

( 8 ) Ungeachtet der Absätze 5 , 6 und 7 findet keine
Erhöhung des unteren oder oberen Indikativpreises
statt, wenn der Durchschnitt der täglichen durchschnitt­
lichen Marktpreise während der sechs Monate vor einer
Überprüfung der Preisspanne aufgrund dieses Artikels
unter dem Referenzpreis liegt . Ebenso findet keine
Senkung des unteren oder oberen Indikativpreises statt,
wenn der Durchschnitt der täglichen durchschnittlichen
Marktpreise während der sechs Monate vor einer Über­
prüfung der Preisspanne aufgrund dieses Artikels über
dem Referenzpreis liegt .



Nr . L 213 / 14 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 16 . 8 . 80

Artikel 33

Durchschnittlicher Marktpreis

( 1 ) Es wird ein täglicher durchschnittlicher Marktpreis
ermittelt, der sich aus einem zusammengesetzten , ge­
wichteten und dem Markt für Naturkautschuk entspre­
chenden Durchschnitt der täglichen amtlichen Preise für
den laufenden Monat auf den Märkten Kuala Lumpur,
London, New York und Singapur ergibt . Zunächst wird
der tägliche durchschnittliche Marktpreis nach dem
Preis von RSS 1 , RSS 3 und TSR 20 ermittelt, wobei die­
Gewichtungskoeffizienten gleich sind . Alle Notierungen
werden in malaysischer/singapurischer Währung in
Preise fob malaysische/singapurische Häfen umgerech­
net .

( 2 ) Die Zusammensetzung nach Typ-Gradierung, die
Gewichtsungskoeffizienten und die Methode zur Be­
rechnung des täglichen durchschnittlichen Marktpreises
werden vom Rat überprüft und können durch beson­
dere - Abstimmung geändert werden, um -sicherzustellen ,
daß er dem Markt für Naturkautschuk entspricht.

( 3 ) Der durchschnittliche Marktpreis gilt als über, auf
oder unter den in diesem Übereinkommen bezeichneten
Preisniveaus liegend , wenn der Durchschnitt der täg­
lichen durchschnittlichen Marktpreise während der letz­
ten fünf Markttage über, : auf oder unter diesen Preis­
niveaus liegt :

Artikel 34

Zusammensetzung der Ausgleichslagerbestände

( 1 ) Auf seiner ersten Tagung nach Inkrafttreten dieses
Übereinkommens bezeichnet der Rat die international
anerkannten Standardgradierungen und -typen von RSS
und TSR zur Aufnahme in das Ausgleichslager, sofern
folgende Voraussetzungen erfüllt sind :

a ) Die unterste Gradierung und der unterste Typ von
Naturkautschuk, der für die Aufnahme in das Aus­
gleichslager zugelassen ist, ist RSS 3 und TSR 20 ,
und

b ) alle nach Buchstabe a ) zugelassenen Gradierungen ,
und Typen, die mindestens 3 v . H. des internationa­
len Handels in Naturkautschuk im vergangenen Jahr
ausmachen, müssen bezeichnet werden .

(2 ) Der Rat kann durch besondere Abstimmung diese
Voraussetzungen und/oder ausgewählten Typen/Gra­
dierungen ändern , wenn dies nötig ist, um sicherzustel­
len , daß die Zusammensetzung des Ausgleichslagers der
sich abzeichnenden Marktlage , der Erreichung der Sta­
bilisierungsziele dieses Übereinkommens und der Not­
wendigkeit, • einen hohen kommerziellen Qualitätsstan­
dard der Ausgleichslagerbestände aufrechtzuerhalten,
entspricht .

( 3 ) Der Leiter des Ausgleichslagers soll sich bemühen,
dafür zu sorgen, daß die Zusammensetzung des Aus­

gleichslagers den Ausfuhr/Einfuhrstrukturen für Natur­
kautschuk entspricht und gleichzeitig die Stabilisie­
rungsziele dieses Übereinkommens fördert .

(4 ) Der Rat kann durch besondere Abstimmung den
Leiter des Ausgleichslagers anweisen, die Zusammenset­
zung des Ausgleichslagers zu ändern , wenn das Ziel der
Preisstabilisierung dies -vorschreibt .

Artikel 35

Standort der Ausgleichsläger

( 1 ) : Der Standort der Ausgleichsläger muß eine wirt­
schaftliche und wirksame kommerzielle Tätigkeit ge­
währleisten . Nach diesem Grundsatz müssen die Läger
im Hoheitsgebiet sowohl von Ausfuhr- als auch von
Einfuhrmitgliedern liegen . Die Verteilung der Läger auf
die Mitglieder erfolgt so, daß die Stabilisierungsziele
dieses Übereinkommens erreicht werden, wobei die
Kosten möglichst gering zu halten sind .

(2 ) Um hohe kommerzielle Qualitätsstandards auf­
rechtzuerhalten , werden die Ausgleichsläger nur in ;
Lagerhäusern gehalten, die auf der Grundlage der vom
Rat festzulegenden Maßstäbe genehmigt worden sind .

( 3 ) Nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens erstellt :
und genehmigt der Rat ein Verzeichnis von Lagerhäu­
sern und legt die nötigen Vorkehrungen für ihre Benut­
zung fest. Der Rat überprüft dieses Verzeichnis in re­
gelmäßigen Abständen.

(4 ) Der Rat wird ferner in regelmäßigen Abständen den
Standort der Ausgleichsläger überprüfen ; er kann durch
besondere Abstimmung den Leiter des Ausgleichslagers
anweisen, den Standort der Läger zu verlegen , um eine
wirtschaftliche und wirksame kommerzielle Tätigkeit zu
gewährleisten .

Artikel 36

Umwälzung der Ausgleichslagerbestände

Der Leiter des Ausgleichslagers sorgt dafür, daß alle
Ausgleichslagerbestände auf einem hohen kommerziel­
len Qualitätsstandard gekauft und erhalten werden . Er
wälzt den in dem Ausgleichslager gelagerten Naturkau­
tschuk nach Bedarf um, um einen solchen Ständard zu
erhalten, wobei er die Kosten einer solchen Umwälzung
und ihre Wirkung auf die Marktstabilität angemessen
berücksichtigt. Die Kosten der Umwälzung werden dem
Ausgleichslagerkonto angelastet .

Artikel 37

Einschränkung oder Aussetzung der Geschäftstätigkeit
des Ausgleichslagers

( 1 ) Unbeschadet des Artikels 31 kann der Rat, sofern er
zu einer Tagung zusammengetreten ist , die Geschäfts
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tätigkeit des Ausgleichslagers durch besondere Abstim­
mung einschränken oder aussetzen , wenn nach seiner
Meinung die Erfüllung der dem -Leiter des Ausgleichs­
lagers durch den genannten Artikel auferlegten Ver­
pflichtungen nicht zur Erreichung der Ziele dieses Über­
einkommens führen wird .

(2 ) : Außerhalb der Ratstagungen kann der Exekutiv­
direktor nach Konsultation des Vorsitzenden die Ge­
schäftstätigkeit des Ausgleichslagers einschränken oder
aussetzen, wenn nach seiner Meinung die Erfüllung der
dem -Leiter des Ausgleichslagers durch Artikel 31 auf­
erlegten Verpflichtungen nicht zur Erreichung der Ziele
dieses Übereinkommens führen wird .

( 3 ) Unmittelbar nach einem Beschluß zur Einschrän­
kung oder Aussetzung der Geschäftstätigkeit des Aus­
gleichslagers nach Absatz 2 beruft der Exekutivdirektor
eine Tagung des Rates zur Überprüfung dieses Beschlus­
ses ein . Unbeschadet des Artikels 14 Absatz 4 tritt der
Rat binnen sieben Tagen nach dem Tag der Einschrän­
kung oder Aussetzung zusammen und wird diese Ein­
schränkung oder Aussetzung durch besondere Abstim­
mung bestätigen oder aufheben . Kann der Rat auf dieser
Tagung nicht zu einem Beschluß gelangen , so wird die
Geschäftstätigkeit des Ausgleichslagers ohne eine nach
diesem Artikel auferlegte Einschränkung wieder aufge­
nommen .

Artikel 38

Bußen im Zusammenhang mit Beiträgen zum Aus­
gleichslagerkonto

( 1 ) Kommt ein Mitglied seiner Verpflichtung zur Lei­
stung eines Beitrags zum Ausgleichslagerkonto am Tag
der Fälligkeit eines solchen Beitrags nicht nach , so gilt es
als mit seiner Zahlung im Rückstand befindlich . Ein
Mitglied , das 60 Tage oder mehr mit seiner Zahlung im
Rückstand ist, gilt für den Zweck der Abstimmung über
die in Absatz 2 bezeichneten Fragen nicht als Mitglied .
(2 ) Das Stimmrecht und die anderen Rechte , die ein
Mitglied, das nach Absatz 1 60 Tage oder mehr mit
seiner Zahlung im Rückstand ist , im Rat hat, werden
zeitweilig entzogen, sofern nicht der Rat durch beson­
dere Abstimmung etwas anderes beschließt .
( 3 ) Ein Mitglied , das mit seiner Zahlung im Rückstand
ist , zahlt Zinsen" zum Zinssatz für erstklassige Papiere
im Gastland von dem Tag an, zu dem die Zahlung fällig
wird , bis der Rückstand durch Kreditaufnahme des
Rates nach Artikel 8 ausgeglichen wird ; in diesem Fall
zahlt das Mitglied, das sich mit der Zahlung im Rück­
stand befindet, die mit der Kreditaufnahme verbunde­
nen Zinskosten . Der Ausgleich rückständiger Zahlungen
durch die übrigen Einfuhr- und Ausfuhrmitglieder er­
folgt auf der Grundlage der Freiwilligkeit .
(4 ) Ist der Zahlungsverzug zur Zufriedenheit des Rates
bereinigt worden, so werden das Stimmrecht und die
anderen Rechte des Mitglieds , das 60 Tage oder mehr
mit seiner Zahlung im Rückstand war, wiederher­
gestellt . Ist der Rückstand durch andere Mitglieder
ausgeglichen worden, so werden diese Mitglieder voll
entschädigt .

Artikel 39

Bereinigung der Beiträge zum Ausgleichslagerkonto

( 1 ) Bei der Neuverteilung der Stimmen auf -der ersten
Tagung jedes Rechnungsjahr^ nimmt der Rat die erfor­
derliche Bereinigung des Beitrags jedes Mitglieds zum
Ausgleichslagerkonto entsprechend diesem Artikel vor .
Dazu bestimmt der Exekutivdirektor

a ) den Nettobeitrag jedes Mitglieds , indem er die Bei­
tragsrückzahlungen an dieses Mitglied nach Ab­
satz 2 von der Summe aller von diesem Mitglied seit
Inkrafttreten dieses Übereinkommens geleisteten
Beiträge abzieht ;

b ) die Gesamtnettobeiträge , indem er die Nettobeträge­
aller Mitglieder zusammenzählt , und

c) den geänderten Nettobeitrag für jedes Mitglied ,
indem er die Gesamtnettobeiträge unter den Mit­
gliedern auf - der Grundlage des geänderten Stim­
menanteils jedes Mitglieds im Rat nach Artikel 15
vorbehaltlich des Artikels 28 Absatz 3 aufteilt ; dabei
wird der Stimmenanteil jedes Mitglieds für die
Zwecke dieses Artikels ohne Rücksicht auf den
zeitweiligen Entzug des Stimmrechts eines Mitglieds
oder eine sich daraus ergebende Neuverteilung der
Stimmen berechnet .

Übersteigt der Nettobeitrag eines Mitglieds seinen geän­
derten Nettobeitrag, so wird der Unterschiedsbetrag
dem Mitglied aus dem Ausgleichslagerkonto zurückge­
zahlt . Übersteigt der geänderte Nettobeiträg eines Mit­
glieds seinen Nettobeitrag, so zahlt das Mitglied den
Unterschiedsbetrag in das Ausgleichslagerkonto .

(2 ) Beschließt der Rat nach Artikel 29 Absätze 2 und 3 ,
daß die Nettobeiträge die zur Finanzierung der Ge­
schäftstätigkeit des Ausgleichslagers innerhalb der näch­
sten vier Monate erforderlichen Mittel übersteigen , so
zahlt er die überschüssigen Nettobeiträge abzüglich der
Erstbeiträge zurück, sofern er nicht durch besondere
Abstimmung beschließt , eine solche Rückzahlung , nicht
vorzunehmen oder einen geringeren Betrag zurückzu­
zahlen. Die Anteile der Mitglieder an dem rückzahl­
baren Betrag' entsprechen ihren Nettobarbeiträgen.'

( 3 ) Auf Ersuchen eines Mitglieds kann die Rückzah­
lung, auf die es Anspruch hat, im Ausgleichslagerkonto
zurückgehalten werden . Verlangt ein Mitglied, daß seine
Rückzahlung im Ausgleichslagerkonto zurückbehalten
wird , so wird dieser Betrag gegen etwa nach Artikel 29
verlangte zusätzliche Beiträge aufgerechnet .

(4 ) Der Exekutivdirektor notifiziert den Mitgliedern
sofort alle sich aus den Bereinigungen nach den Absät­
zen 1 und 2 ergebenden erforderlichen Zahlungen oder
Rückzahlungen . Diese Zahlungen der Mitglieder oder
Rückzahlungen an die Mitglieder erfolgen binnen
60 Tagen nach der Herausgabe der Notifikation durch
den Exekutivdirektor .

( 5 ) Sollte der Barbetrag im Ausgleichslagerkönto nach
Rückzahlung etwaiger Kredite den Wert der von den
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Mitgliedern gezahlten Gesamtnettobeiträge überschrei­
ten , so werden diese Überschußmittel nach Außerkraft­
treten dieses Übereinkommens verteilt .

Artikel 40

Ausgleichslager und Wechselkursänderungen

( 1 ) Sollte sich der Wechselkurs zwischen dem malaysi­
schen Ringgit/singapurischen Dollar und den Währun­
gen der Hauptausfuhr- und -einfuhrmitglieder für Na­
turkautschuk so sehr ändern, daß die Geschäftstätigkeit
des Ausgleichslagers erheblich beeinträchtigt wird , so
wird der Exekutivdirektor nach Artikel 37 - oder so
können die Mitglieder nach Artikel 14 eine außeror­
dentliche Tagung des Rates beantragen . Der Rat tritt
binnen 10 Tagen zusammen, um bereits vom Exekutiv­
direktor nach Artikel 37 getroffene Maßnahmen zu
bestätigen oder aufzuheben, und kann durch besondere
Abstimmung beschließen, geeignete Maßnahmen zu
treffen , einschließlich der Möglichkeit der Änderung der
Preisspanne nach den Grundsätzen des Artikels 32
Absatz 1 Satz 1 und Absatz 6 Satz 1 . .

( 2 ) Der Rat setzt durch besondere Abstimmung ein
Verfahren fest, um eine wesentliche Änderung der Pari­
täten dieser Währungen zu dem einzigen Zweck festzu­
stellen , die rechtzeitige Einberufung des Rates sicherzu­
stellen .

( 3 ) Besteht zwischen dem malaysischen Ringgit und
dem singapurischen Dollar ein solcher Unterschied, daß
die Geschäftstätigkeit des Ausgleichslagers erheblich
beeinträchtigt wird, so tritt der Rat zusammen, um die
Lage zu überprüfen , und kann die Annahme einer einzi­
gen Währung erwägen .

Artikel 41

Auflösungsverfahren für das Ausgleichslagerkonto

( 1 ) Bei Außerkrafttreten dieses Übereinkommens
schätzt der Leiter des Auggleichslagers die Gesamtaus­
gaben für die Auflösung des Ausgleichslagerkontos oder
die Übertragung seiner Guthaben auf ein neues inter­
nationales Naturkautschuk-Übereinkommen entspre­
chend diesem Artikel und behält diesen Betrag auf
einem Sonderkonto zurück . Reichen diese Beträge nicht
aus , so verkauft der Leiter des Ausgleichslagers eine
ausreichende Menge Naturkautschuk aus dem Aus­
gleichslager, um die erforderliche zusätzliche Summe
bereitzustellen .

(2 ) Der Anteil jedes Mitglieds am Ausgleichslagerkonto
wird wie folgt berechnet :

a ) Der Wert des Ausgleichslagers ist der Wert der
Gesamtmenge an Naturkautschuk jedes Typs/jeder
Gradierung in dem Lager, berechnet zum niedrig­
sten der laufenden Preise für die jeweiligen Ty­
pen/Gradierungen auf den in Artikel 33 bezeichne­
ten Märkten während der 30 Markttage vor dem
Tag des Außerkrafttretens dieses Übereinkommens ;

b ) der Wert des Ausgleichslagerkontos ist der Wert des
Ausgleichslagers zuzüglich der Barguthaben des
Ausgleichslagerkontos am Tag des Außerkrafttretens
dieses Übereinkommens abzüglich etwa nach Absatz
1 zurückbehaltener Beträge ;

c ) der Nettobeitrag jedes Mitglieds ist die Summe sei­
ner Beiträge während der gesamten Laufzeit dieses
Übereinkommens abzüglich aller Rückzahlungen
nach Artikel 39 ;

d ) ist der Wert des Ausgleichslagerkontos entweder
größer oder kleiner als die Gesamtnettobeiträge , so
wird der Überschuß bzw. das Defizit unter den
Mitgliedern im Verhältnis des zeitgewichteten Net­
tobeitragsanteils jedes Mitglieds im Rahmen dieses
Übereinkommens aufgeteilt ;

e ) der Anteil jedes Mitglieds am Ausgleichslagerkonto -
umfaßt seinen Nettobeitrag, vermindert oder erhöht
um seine Anteile an den Defiziten oder Überschüs­
sen des Ausgleichslagerkontos und vermindert um =
seinen Anteil an der etwaigen Haftung für vom Rat
im Namen dieses Mitglieds aufgenommene ausste­
hende Darlehen .

(3 ) Wird dieses Übereinkommen sofort durch ein neues
internationales Naturkautschuk-Übereinkommen abge­
löst , so nimmt der Rat durch besondere Abstimmung
Verfahren an , damit die Anteile derjenigen Mitglieder,
die an dem neuen Übereinkommen teilnehmen wollen ,
am Ausgleichslagerkonto auf das neue Übereinkommen
nach dessen Vorschriften wirksam übergeleitet werden .
Ein Mitglied, das nicht an dem neuen Übereinkommen :
teilnehmen will hat ein Recht auf Zahlung seines Anteils
a ) aus den verfügbaren Barmitteln im Verhältnis seines

prozentualen Anteils an den Gesamtnettobeiträgen
zum Ausgleichslagerkonto binnen zwei Monaten
und

b ) aus den Nettoerlösen der Veräußerung der Aus­
gleichslagerbestände auf dem Weg eines geordneten
Verkaufs oder auf dem Weg einer Überleitung auf
das neue internationale Naturkautschuk-Überein­
kommen zu laufenden Marktpreisen , der oder die
innerhalb von zwölf Monaten abgeschlossen sein
muß,

sofern nicht der Rat durch besondere Abstimmung
beschließt, die Zahlungen nach Buchstabe a ) zu erhö­
hen .

(4 ) Tritt dieses Übereinkommen außer Kraft, ohne daß
ein neues internationales Naturkautschuk-Überein­
kommen an seine Stelle tritt, das ein Ausgleichslager
vorsieht, so nimmt der Rat durch besondere Abstim­
mung Verfahren an , nach denen eine geordnete Veräu­
ßerung des Ausgleichslagers innerhalb der in Artikel 67
Absatz 7 vorgesehenen Höchstzeit durchgeführt werden
soll , vorbehaltlich folgender Beschränkungen :
a) es dürfen keine weiteren Käufe von Naturkautschuk

getätigt werden ;
b ) die Organisation darf keine neuen Ausgaben ma­

chen , ausgenommen diejenigen , die für die Veräuße­
rung des Ausgleichslagers erforderlich sind .
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(2 ) Die Ausfuhrmitglieder werden sich weiterhin bemü­
hen, entsprechend den technologischen und Marktent­
wicklungen den Naturkautschuk zu verbessern und die
Qualitätsspezifikationen sowie die äußere Aufmachung
des Naturkautschuks zu vereinheitlichen .

(3 ) Sollte sich die Gefahr einer Verknappung von Na­
turkautschuk abzeichnen, so kann der Rat an die in
Betracht kommenden Mitglieder Empfehlungen über
mögliche angemessene Schritte zur Gewährleistung einer
möglichst raschen Ausweitung der Naturkautschukver­
sorgung richten.

(5 ) Vorbehaltlich des Falles , daß ein Mitglied es vor­
zieht, Naturkautschuk nach Absatz 6 zu übernehmen,
werden alle - im Ausgleichslagerkonto verbleibenden
Barmittel umgehend an die Mitglieder im Verhältnis
ihrer Anteile nach Absatz 2 verteilt .

( 6 ) Anstelle einer gänzlichen oder teilweisen Barzahlung
kann jedes Mitglied es vorziehen, seinen Anteil am
Guthaben des Ausgleichslagerkontos in Naturkautschuk
zu übernehmen, vorbehaltlich der vom Rat angenom­
menen Verfahren .

( 7 ) Der Rat nimmt geeignete Verfahren zur Bereinigung
und Zahlung der Anteile der Mitglieder am Ausgleichs­
lagerkonto an . Diese Bereinigung erfaßt

a ) einen etwaigen Unterschied zwischen dem in Absatz
2 Buchstabe a) genannten Preis von Naturkautschuk
und den Preisen, zu denen das Ausgleichslager ganz
oder teilweise entsprechend den Verfahren für die
Veräußerung des Ausgleichslagers verkauft wird,
und

b) den Unterschied zwischen den geschätzten und den
tatsächlichen Auflösungskosten.

( 8 ) Der Rat tritt binnen 30 Tagen nach den abschlie­
ßenden Transaktionen des Ausgleichslagerkontos zu­
sammen, um die endgültige Regelung der Konten unter
den Mitgliedern innerhalb von weiteren 30 Tagen
durchzuführen .

KAPITEL IX

VERHÄLTNIS ZUM GEMEINSAMEN FONDS

Artikel - 44

Sonstige Maßnahmen

( 1 ) Um die Ziele dieses Übereinkommens zu erreichen,
wird der Rät geeignete Maßnahmen und Techniken fest­
legen und vorschlagen, die auf die Förderung der Ent­
wicklung der Naturkautschukwirtschaft durch die Er­
zeugermitglieder mittels einer ausgeweiteten und verbes­
serten Produktion, Produktivität und Vermarktung ge­
richtet sind und dadurch die Ausfuhrerlöse der Erzeu­
germitglieder erhöhen und gleichzeitig die Zuverlässig­
keit der Versorgung verbessern.

(2 ) Zu diesem Zweck unternimmt der Ausschuß für
sonstige Maßnahmen wirtschaftliche und technische
Analysen, um folgendes festzulegen :

a ) Forschungs- und Entwicklungsprogramme und
-vorhaben für Naturkautschuk, die für Ausfuhr­
und Einfuhrmitglieder von Nutzen sind, einschließ­
lich wissenschaftlicher Forschung auf bestimmten
Gebieten ;

b ) Programme und Vorhaben zur Verbesserung der
Produktivität der Naturkautschukindustrie ;

c) Möglichkeiten zur Verbesserung der Naturkau­
tschukversorgung und zur Vereinheitlichung der
Qualitätsspezifikationen und der ' äußeren Aufma­
chung von Naturkautschuk sowie

d) Methoden zur Verbesserung der Bearbeitung, Ver­
marktung und Verteilung von Rohnaturkautschuk.

(3 ) Der Rat berät über die finanziellen Folgen solcher
Maßnahmen und Techniken und bemüht sich , die Be­
schaffung angemessener finanzieller Mittel nach Bedarf
aus Quellen wie internationalen Finanzinstitutionen und
dem Zweiten Schalter des Gemeinsamen Fonds nach
dessen Errichtung zu fördern und zu erleichtern.

(4 ) Der Rat kann gegebenenfalls Empfehlungen an die
Mitglieder, internationale Einrichtungen und andere
Organisationen richten, um die Durchführung bestimm­
ter Maßnahmen aufgrund dieses Artikels zu fördern.

Artikel 42

Verhältnis zum Gemeinsamen Fonds

Sobald der Gemeinsame Fonds in Betrieb genommen
wird , zieht der Rät vollen Nutzen aus dessen Einrich­
tungen entsprechend den darin enthaltenen Grundsät­
zen . Der Rat handelt zu diesem Zweck mit dem Ge­
meinsamen Fonds beiderseitig annehmbare Bedingungen
und Modalitäten für ein Assoziierungsabkommen mit
dem Fonds aus .

KAPITEL X

MASSNAHMEN IN BEZUG AUF DIE VERSORGUNG

Artikel 43

Sicherstellung der Versorgung

( 1 ) Die Ausfuhrmitglieder verpflichten sich im größt­
möglichen Umfang, Maßnahmen und Programme
durchzuführen , welche die ständige Versorgung der
Verbraucher mit Naturkautschuk sicherstellen .
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( 5 ) Der Ausschuß für sonstige Maßnahmen überprüft in
regelmäßigen Abständen den Fortschritt bei denjenigen
Maßnähmen, die der Rat zu fördern und empfehlen

• beschließt, und berichtet dem Rat darüber.

( 6 ) Der Rat bemüht sich sicherzustellen , daß keine ver­
öffentlichten Informationen die Vertraulichkeit der
Geschäfte von Personen oder Gesellschaften beeinträch­
tigen , die Naturkautschuk oder verwandte Erzeugnisse
herstellen, bearbeiten oder vermarkten .

Artikel 47

Jährliche Bewertung, Schätzungen und Untersuchungen

( 1 ) Der Rat fertigt anhand der von den Mitgliedern und
allen einschlägigen zwischenstaatlichen und internatio­
nalen Organisationen - vorgelegten Informationen eine
jährliche Bewertung der Weltlage auf dem Gebiet des
Naturkautschuks und verwandten Gebieten an und
veröffentlicht sie .

(2 ) Mindestens einmal in jedem Halbjahr nimmt der
Rat ferner eine Schätzung der Produktion , des Ver­
brauchs , der Ausfuhren und Einfuhren von Naturkau­
tschuk aller Typen und Gradierungen für die folgenden
sechs Monate vor. Er - unterrichtet die Mitglieder von
diesen Schätzungen.

( 3 ) Der Rat führt Untersuchungen über die Tendenzen
in der Produktion, dem Verbrauch, dem Handel , der
Vermarktung und den Preisen auf dem Gebiet des Na­
turkautschuks sowie über die kurzfristigen und langfri­
stigen Probleme der Naturkautschuk-Weltwirtschaft
durch oder trifft geeignete Vorkehrungen für ihre
Durchführung.

■ Artikel 48

Jährliche Überprüfung

( 1 ) Der Rat überprüft jährlich die Durchführung dieses
Übereinkommens im Licht der in Artikel 1 aufgeführten
Ziele . Er unterrichtet die Mitglieder von den Ergebnis­
sen der Überprüfung.

(2 ) Der Rat kann daraufhin Empfehlungen an die Mit­
glieder richten und danach Maßnahmen im Rahmen
seines Zuständigkeitsbereichs treffen, um die Wirksam­
keit der Durchführung dieses Übereinkommens zu ver­
bessern .

KAPITEL XIII

VERSCHIEDENE BESTIMMUNGEN

Artikel 49

Allgemeine Verpflichtungen der Mitglieder

( 1 ) Die Mitglieder werden sich während der Laufzeit
dieses Übereinkommens nach besten Kräften bemühen
und zusammenarbeiten, um die Erreichung der Ziele
dieses Übereinkommens zu fördern ; sie dürfen keine
gegen diese Ziele gerichteten Maßnahmen treffen .

KAPITEL XI

KONSULTATIONEN ÜBER INNERSTAATLICHE
MASSNAHMEN

Artikel 45

Konsultationen

Der Rat nimmt auf Verlangen eines Mitglieds Konsul­
tationen über staatliche Naturkautschukmaßnahmen
auf, die Angebot oder Nachfrage unmittelbar betreffen .
Der Rat kann seine Empfehlungen den Mitgliedern zur
Prüfung vorlegen .

KAPITEL XII

STATISTIK, UNTERSUCHUNGEN UND INFORMATION

Artikel 46

Statistik und Information

( 1 ) Der Rat wird alle statistischen Angaben über Na­
turkautschuk und verwandte Gebiete sammeln, ordnen 1
und erforderlichenfalls veröffentlichen , soweit dies für
die zufriedenstellende Durchführung dieses Überein­
kommens erforderlich ist.

(2 ) Die Mitglieder stellen dem Rat umgehend und so
ausführlich wie möglich alle verfügbaren Daten über
Produktion , Verbrauch und internationalen Handel mit
Naturkautschuk nach bestimmten Gradierungen zur
Verfügung .

( 3 ) Der Rat kann die Mitglieder auch auffordern , son­
stige Angaben einschließlich von Angaben über ver­
wandte Gebiete vorzulegen, die für die zufriedenstel­
lende Durchführung dieses Übereinkommens erforder­
lich sind .

(4 ) Die Mitglieder legen die genannten Statistiken und
Angaben innerhalb einer angemessenen Zeit und in dem
größtmöglichen Umfang vor, der mit ihren innerstaat­
lichen Rechtsvorschriften nicht unvereinbar ist .

( 5 ) Der Rat stellt eine enge Beziehung zu geeigneten
internationalen Organisationen , einschließlich der In­
ternationalen Kautschukstudiengruppe, und zu Waren­
börsen her, um dazu beizutragen, daß neue und zuver­
lässige Daten über Produktion, Verbrauch, Vorräte ,
internationalen Handel und Preise für Naturkautschuk
sowie andere Faktoren verfügbar sind , die einen Einfluß
auf Angebot und Nachfrage in bezug auf Naturkau­
tschuk haben .
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(2 ) Die Mitglieder werden sich insbesondere bemühen,
die Bedingungen der Naturkautschukwirtschaft zu ver­
bessern und die Produktion und Verwendung von Na­
turkautschuk zu fördern , um das Wachstum und die
Modernisierung der Naturkautschukwirtschaft zum
beiderseitigen Nutzen von Erzeugern und Verbrauchern
zu fördern .

(3 ) Die Mitglieder erkennen alle vom Rat aufgrund
dieses Übereinkommens gefaßten Beschlüsse als bindend
an und führen keine Maßnahmen durch, welche diese
Beschlüsse einengen oder unterlaufen würden .

Artikel 53

Befreiung von Verpflichtungen

( 1 ) Sofern dies aufgrund von in diesem Übereinkommen
nicht ausdrücklich vorgesehenen außergewöhnlichen
Umständen oder Notfällen oder höherer Gewalt erfor­
derlich ist, kann der Rat durch besondere Abstimmung
ein : Mitglied von einer Verpflichtung aufgrund dieses
Übereinkommens befreien , wenn er von diesem Mitglied
eine zufriedenstellende Erläuterung der Gründe für die
Nichterfüllung der Verpflichtung erhalten hat .

( 2 ) Bei einer Befreiung nach Absatz 1 legt der Rat aus­
drücklich die Bedingungen, die Geltungsdauer und die
Gründe für eine solche Befreiung dar .

Artikel 54

Gerechte Arbeitsbedingungen

Die Mitglieder erklären , daß sie sich bemühen werden,
Arbeitsbedingungen aufrechtzuerhalten , die den Lebens­
standard der Arbeitnehmer in ihrem jeweiligen Natur­
kautschuksektor verbessern sollen .

Artikel 50

Handelshemmnisse

( 1 ) Der Rat stellt im Einklang mit der jährlichen Bewer­
tung der Weltlage auf dem Gebiet des Naturkautschuks
nach Artikel 47 alle Hindernisse für die Ausweitung des
Handels mit Naturkautschuk in roher, halbverarbeiteter
oder abgewandelter Form fest .

(2 ) Der Rat kann zur Förderung der Zwecke dieses­
Artikels Empfehlungen an die Mitglieder richten, sich in
geeigneten internationalen Gremien um allseitig an­
nehmbare praktische Maßnahmen zum allmählichen
Abbau und nach Möglichkeit zur Beseitigung solcher
Hindernisse bemühen. Der Rat prüft in regelmäßigen
Abständen die Ergebnisse dieser Empfehlungen .

Artikel 51

Beförderung und Marktstruktur auf dem Gebiet des
Naturkautschuks

Der Rat soll die Förderung angemessener und gerechter
Frachtraten und Verbesserungen im Beförderungssystem
begünstigen und erleichtern, damit die Märkte regelmä­
ßig versorgt und die Kosten der vermarkteten Erzeug­
nisse herabgesetzt werden .

KAPITEL XIV -

BESCHWERDEN UND STREITIGKEITEN

Artikel 55

Beschwerden

( 1 ) Jede Beschwerde darüber, daß ein Mitglied seinen
Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen nicht
nachgekommen ist , wird auf Antrag des beschwerde­
führenden Mitglieds dem Rat vorgelegt ; dieser faßt nach
vorherigen Konsultationen mit dem betreffenden Mit­
glied darüber einen Beschluß .

( 2 ) In jedem Beschluß des Rates , daß ein Mitglied seine
Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen verletzt
hat, ist die Art der Verletzung anzugeben .

(3 ) Stellt der Rat als Ergebnis einer Beschwerde oder
auf andere Weise fest , daß ein Mitglied dieses Überein­
kommen verletzt hat, so kann er durch besondere Ab­
stimmung und unbeschadet aller sonstigen in anderen
Artikeln dieses Übereinkommens ausdrücklich vorgese­
hener Maßnahmen

a) dem Mitglied sein Stimmrecht im Rat zeitweilig
entziehen und, wenn er dies für erforderlich hält,
dem Mitglied alle sonstigen Rechte einschließlich
des Rechts , eine Aufgabe im Rat oder in einem nach
Artikel 19 eingesetzten Ausschuß wahrzunehmen,

Artikel 52

Abgestufte Maßnahmen und Hilfsmaßnahmen

In der Entwicklung befindliche Einfuhrmitglieder sowie
Mitglieder aus dem Kreis der am wenigsten entwickel­
ten Länder , deren Interessen durch die im Rahmen die­
ses Übereinkommens getroffenen Maßnahmen beein­
trächtigt werden, können beim Rat angemessene abge­
stufte Maßnahmen und Hilfsmaßnahmen beantragen .
Der Rat berät, ob er solche angmessenen Maßnahmen
im Einklang mit Abschnitt III Absätze 3 und 4 der Ent­
schließung 93 ( IV) der Konferenz der Vereinten Natio­
nen für Handel und Entwicklung treffen soll .
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und .des 'Rechts , Mitglied eine- solchen Ausschusses
zu werden, zeitweilig entziehen, bis das Mitglied
seinen Verpflichtungen nachgekommen Ist, oder

b ) nach Artikel 65 tätig wenden, wmn eine solche Ver­
letzung die Durchführung dieses Übereinkommens
erheblich beeinträchtig.

KAPITEL XV

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 57

Unterzeichnung

Dieses Übereinkommen liegt vom 2 . Januar bis zum
30, Juni 1980 am Sitz der Vereinten Nationen für die
zur Konferenz der Vereinten Nationen über Naturkaut­
schuk von 1978 eingeladenen Regierungen zur Unter­
zeichnung auf.

Artikel 58

Verwahrer

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen wird hier­
mit zum Verwahrer dieses Übereinkommens bestimmt.

Artikel 59

Ratifikation, Annahme und Genehmigung

( 1 ) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation ,
Annahme oder Genehmigung durch die Unterzeichner­
regierungen nach Maßgabe ihrer verfassungsrechtlichen
oder institutionellen Verfahren .

(2 ) Die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungs­
urkunden werden bis zum 30 . September 1980 beim
Verwahrer hinterlegt. Der Rat kann jedoch den Unter­
zeichnerregierungen, die ihre Urkunde bis zu dem
genannten Zeitpunkt nicht hinterlegen konnten , Frist­
verlängerungen gewähren.

(3 ) Jede Regierung, die eine Ratifikations-, Annahme­
oder Genehmigungsurkunde hinterlegt, erklärt sich bei
der Hinterlegung zum Ausfuhrmitglied oder zum Ein­
fuhrmitglied .

Artikel 60

Notifikation der vorläufigen Anwendung

( 1 ) Eine Unterzeichnerregierung, die dieses Überein­
kommen ratifizieren , annehmen oder genehmigen will ,
oder eine Regierung, für die der Rat Beitrittsbedingun­
gen festgesetzt hat, die jedoch ihre Urkunde noch nicht
hinterlegen konnte, kann dem Verwahrer jederzeit noti­
fizieren, daß sie dieses Übereinkommen von seinem
Inkrafttreten nach Artikel 61 an oder, wenn es bereits in
Kraft ist, von einem bestimmten Tag an vorläufig voll
anwenden wird.

(2 ) Ungeachtet des Absatzes 1 kann eine Regierung in
ihrer Notifikation der vorläufigen Anwendung vor­
sehen, daß sie dieses Übereinkommen nur im Rahmen
ihrer verfassungsrechtlichen und/oder gesetzgeberischen
Verfahren anwenden wird . Eine solche Regierung hat

Artikel 56

Sj3fid<ä^keiten

.( H) Jede Streitigkeit über die Auslegung oder Anwen­
dung dieses übereinkommens , die nicht zwischen den
betroffenen Mitgliedern beigelegt wird , ist auf Antrag
eines Mitglieds., das Strdbtspar&ei ist, dem Rat zur Ent­
scheid'Urag vorzulegen .

;(.2 >) Ist «eine Streitigkeit dem Rat nach Absatz 1 vorgelegt
worden, so kann er von einer Mehrheit der Mitglieder,
denen mindestens ein Drittel der Gesamtstimmenzahl
zusteht, .aufgefordert werden, nach Prüfung der Angele­
genheit von der nach Absatz 3 gebildeten Beratungs­
gruppe ein Gutachten über die strittige Frage einzu­
holen, -bevor .er seine Entscheidung trifft.

i(3 ) ,a) Sofern der Rat nicht durch besondere Abstim­
mung etwas anderes beschließt, setzt sich die
Beratufigsgruppe wie folgt aus fünf Personen
zusammen :

i) aus zwei von den Ausfuhrmitgliedern be­
nannten Personen, von denen eine ausge­
dehnte Erfahrungen in Fragen der strittigen
Art und die andere Ansehen und Erfahrung
als Jurist besitzt ;

ii; aus zwei von den Einfuhrmitgliedern
benannten ebenso qualifizierten Personen
und

iii ) aus einem Vorsitzenden, der einvernehmlich
von den nach den Ziffern i) und ii ) benann­
ten vier Personen oder, falls diese zu keiner
Einigung gelangen, von dem Vorsitzenden
des Rates bestellt wird .

b ) Der Beratungsgruppe können Staatsangehörige
von Mitgliedern und von Nichtmitgliedern
angehören .

c ) Die in die Beratungsgruppe berufenen Personen
sind in persönlicher Eigenschaft und ohne Wei­
sungen irgendeiner Regierung tätig.

d) Die Kosten der Beratungsgruppe trägt die Orga­
nisation.

(4 ) Das Gutachten der Beratungsgruppe wird mit einer
Begründung dem Rat vorgelegt; dieser faßt nach Prü­
fung aller erheblichen Informationen durch besondere
Abstimmung einen Beschluß zur Entscheidung der Strei­
tigkeit.
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nicht erfüllt , so ruft der Generalsekretär der Vereinten
Nationen zu dem frühesten ihm möglich erscheinenden
Zeitpunkt,, aber vor Ablauf der 18 Monate, die Regie­
rungen , die eine Ratifikation^-, Annahme-. Genehmi­
gungs-oderoder Beitrittsurkunde hinterlegt oder ihm notifi­
ziert haben, daß sie dieses Ubereinkommen vorläufig
anwenden werden, sowie alle anderen Regierungen, die
an der Konferenz der Vereinten. Nationen über
Naturkautschuk- von 1978- teilgenommen haben , zu­
sammen . um die Zukunft' dieses Übereinkommens zu
überprüfen . Unter der Empfehlungen
der vom Generalsekretär der Vereinten Nationen anbe­
raumten Sitzung tritt der Rat zusammen , um über die
Zukunft dieses Übereinkommens zu beschließen .- Der
Rat beschließt sodann durch besondere Absti ifimung,

a) dieses Übereinkömmen' unter den> gegenwärtigen
Mitgliedern ganz oder teilweise endgültig itt Kraft
zu setzen .

b) dieses Übereinise: mmen unter den gegenwärtigen"
Mitgliedern ganz oder teilweise' ein weiteres Jahr
lang vorläufig, in; Kraft zu? belassen oder

c) dieses Übereinkommen neu auszuhandeln .

Erreicht der Rat keinen Beschluß ., so tritt dieses Über­
einkommen mit Abiauf der 1 8 -Monate-Frist außer
Kraft.

( 5) Für jede Regierung, die ihre Ratifikations-. Annah­
me^,- Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde nach; In­
krafttreten dieses Ubereinkommens hinterlegt, tritt es
am Tag dieser Hintei legung in Kraft .

( 6 ) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen be­
raumt die erste Tagung des Rates so bald wie möglich
nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens an .

jedoch alle finanziellen Verpfl i chtungen m Zusammen­
hang mit dem Verwaltungskonto zu ei füllen Die vor­
läufige Mitgliedschaft einer Regierung, d e d ese Notifi­
kation abgibt, darf 18 Monate vom vorläufigen In­
krafttreten dieses Übereinkommens an. gerechnet nicht
überschreiten . Ist ein Abruf von Mitteln für das Aus­
gleichslagerkonto innerhalb der 1 8 Monate erforderlich ,
so beschließt der Rat über die Rechtsstellung einer Re­
gierung, die nach diesem Absatz vorläufiges Mitglied ist .

Artikel 61

Inkrafttreten

( 1 ) Dieses Übereinkommen tritt am 1 . Oktober 1980
oder an einem späteren Tag endgültig in Kraft , wenn bis
dahin Regierungen , auf die mindestens 80 v.H. der
Nettoausfuhren nach Anlage Ä entfallen, und Regierun­
gen , auf die mindestens 80 v.H. der Nettoeinfuhren
nach Anlage B entfallen ,- ihre Ratifikations-. Annahme-,
Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde hinterlegt oder
die volle finanzielle Verpflichtung nach diesem Überein­
kommen übernommen haben .

(2 ) Dieses Übereinkommen tritt am 1 . Oktober 1 980
oder an einem innerhalb von zwei Jahren danach lie­
genden Tag. vorläufig in Kraft, wenn bis dahin Regie­
rungen, auf die mindestens 65 v.H. der Nettoausfuhren
nach Anlage A entfallen , und Regierungen auf : die
mindestens 65 v.H. der Nettoein fuhrer nach Anlage B
entfallen , ihre Ratifikations-, Annahme- oder Genehmi­
gungsurkunde hinterlegt oder dem Verwahrer nach
Artikel 60: notifiziert haben, daß sie dieses- Überein­
kommen vorläufig anwenden werden . Dieses Überein­
kommen bleibt höchstens 18 Monate lang vorläufig in
Kraft , sofern es nicht nach Absatz 1 endgültig in Kraft
tritt oder der Rat nach Absatz 4 etwas anderes
beschließt .

(.3 ) Tritt dieses Übereinkommen nicht nach Absatz 2
innerhalb von zwei Jahren nach dem 1 . Oktober 1980
vorläufig in Kraft, so lädt der Generalsekretär der Ver­
einten Nationen zu dem frühesten ihm möglich erschei­
nenden Zeitpunkt nach diesem Tag die Regierungen , die
eine Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunde hinterlegt oder ihm notifiziert haben ,
daß sie dieses Übereinkommen vorläufig anwenden
werden , sowie alle anderen Regierungen , die an der
Konferenz der Vereinten Nationen über Naturkau­
tschuk von 1978 teilgenommen haben , zu einer Sitzung
ein . um zu empfehlen-, ob' diejenigen Regierungen , die
dazu in der Lage sind , die erforderlichen Schritte unter­
nehmen sollen , um dieses Übereinkommen untereinan­
der ganz oder teilweise vorläufig oder endgültig in K raft
zu setzen . Wird auf der Sitzung keine Entscheidung er­
zielt, so kann der Generalsekretär weitere Sirzungen
anberaumen, wenn er dies für zweckmäßig hält.

(4)' Sind die Voraussetzungen für das endgültige
Inkrafttreten dieses Übereinkommens nach Absatz 1
innerhalb von 1 8 Kalendei monaten nach dem- vorläufi­
gen Inkrafttreten des Übereinkommens nach Absatz 2

Artikel 62

Beitritt

( 1 ) Dieses Übereinkommen^ steht den Regierungen aller
Staaten zu den vom Rat festzusetzenden Bedingungen ,
darunter eine Frist für die Hinterlegung der Beitritts­
urkunden . zum Beitritt offen Der Rat- kann jedoch
Regierungen, die ihre Beitrittsurkunde bis zu der in den
Beitrittsbedingungen festgesetzten Frist flicht hinterlegen
können . Fristverlängerungen gewahren .

(2 ) Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Bei­
trittsurkunde beim- Verwahrer .

Artikel 63

Änderungen

( 1 ) Der Rat kann durch besondere Abstimmung den
Mitgliedern Änderungen dieses Übereinkommens emp­
fehlen'.
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Stimmung von diesem Übereinkommen ausschließen.
Der Rat notifiziert dies umgehend dem Verwahrer . Ein
Jahr nach dem Beschluß des Rates scheidet dieses Mit­
glied als Vertragspartei dieses Übereinkommens aus .

( 2 ) Der Rat setzt einen Tag fest ,- bis zu dem die Mit­
glieder dem Verwahrer zu notifizieren haben, daß sie die
Änderung annehmen.

(3 ) Eine Änderung tritt 90 Tage nach dem Zeitpunkt in
Kraft, zu dem die Annahmenotifikationen von Mitglie­
dern , die mindestens zwei Drittel der Ausfuhrmitglieder
umfassen und auf die -mindestens 85 v.H. der Stimmen
der Ausfuhrmitglieder entfallen, sowie von Mitgliedern,
die mindestens zwei Drittel der Einfuhrmitglieder um­
fassen und auf die mindestens 85 v.H. der Stimmen der
Einfuhrmitglieder entfallen , beim Verwahrer eingehen .

(4 ) Nachdem der Verwahrer dem Rat mitgeteilt hat,
daß die Voraussetzungen für das Inkrafttreten der
Änderung erfüllt sind , kann ein Mitglied ungeachtet der
Bestimmungen des Absatzes 2 über den vom Rat festge­
setzten Tag dem Verwahrer noch seine Annahme der
Änderung notifizieren , sofern diese Notifikation vor
Inkrafttreten der Änderung erfolgt.

( 5 ) Ein Mitglied, das seine Annahme einer Änderung
bis-zu dem Tag, an dem diese Änderung in Kraft tritt,
nicht notifiziert hat, scheidet mit diesem Tag als Ver­
tragspartei aus , sofern es nicht dem Rat überzeugend
dargelegt hat, daß die Annahme wegen Schwierigkeiten
bei der Durchführung seiner verfassungsrechtlichen oder
institutionellen Verfahren nicht rechtzeitig herbeigeführt
werden konnte, und sofern der Rat nicht beschließt, die
für die Annahme der Änderung festgesetzte Frist für
dieses Mitglied zu verlängern. Ein solches Mitglied wird
durch die Änderung nicht gebunden, bis es deren An­
nahme notifiziert hat .

( 6 ) Sind die Voraussetzungen für das Inkrafttreten der
Änderung bis zu dem vom Rat nach Absatz 2 festge­
setzten Tag nicht erfüllt , so gilt die Änderung als zu­
rückgezogen .

Artikel 64

Rücktritt

( 1 ) Ein Mitglied kann jederzeit nach Inkrafttreten die­
ses Übereinkommens durch eine an den Verwahrer
gerichtete Rücktrittsanzeige von diesem Übereinkom­
men zurücktreten . Das Mitglied setzt gleichzeitig den
Rat von seiner Entscheidung in Kenntnis .

(2 ) Ein Jahr nach Eingang der Anzeige beim Verwahrer
scheidet das Mitglied als Vertragspartei dieses Überein­
kommens aus .

Artikel 65

Ausschluß

Stellt der Rat fest , daß ein Mitglied seine Verpflichtun­
gen aus diesem Übereinkommen verletzt hat, und stellt
er ferner fest, daß durch diese Verletzung die Durchfüh­
rung dieses Übereinkommens erheblich beeinträchtigt
wird , so kann er dieses Mitglied durch besondere Ab­

Artikel 66

Kontenabrechnung mit zurücktretenden oder ausge­
schlossenen Mitgliedern oder Mitgliedern, die nicht in

der Lage sind, eine Änderung anzunehmen

( 1 ) Nach diesem Artikel regelt der Rat die Konten­
abrechnung mit einem Mitglied , das als Vertragspartei
dieses Übereinkommens ausscheidet, weil es

a ) nach Artikel 63 eine Änderung dieses Übereinkom­
mens nicht angenommen hat,

b ) nach Artikel 64 von diesem Übereinkommen zu­
rückgetreten ist oder

c) nach Artikel 65 von diesem Übereinkommen ausge­
schlossen worden ist .

(2 ) " Der Rat behält jeden Beitrag ein , der von einem
Mitglied , das als Vertragspartei dieses Übereinkommens
ausscheidet, in das Verwaltungskonto eingezahlt wor­
den ist.

( 3 ) ' Der Rat erstattet einem Mitglied, das als Vertrags­
partei ausscheidet, weil es eine Änderung dieses Über­
einkommens nicht angenommen hat, von diesem Über­
einkommen zurückgetreten ist oder von diesem Über­
einkommen ausgeschlossen worden ist, den Anteil am
Ausgleichslagerkonto nach Artkel 41 abzüglich seines
Anteils an etwaigen Überschüssen.

a ) Die Erstattung an ein Mitglied , das als Vertragspar­
tei ausscheidet, weil es eine Änderung dieses Über­
einkommens nicht angenommen hat, erfolgt inner­
halb eines Jahres nach Inkrafttreten der betreffenden
Änderung.

b ) Die Erstattung an ein zurücktretendes Mitglied
erfolgt innerhalb von 60 Tagen, nachdem das Mit­
glied als Vertragspartei dieses Übereinkommens
ausgeschieden ist, sofern nicht der Rat als Ergebnis
dieses Rücktritts beschließt, dieses Übereinkommen
nach Artikel 67 Absatz 6 vor einer solchen Erstat­
tung außer Kraft zu setzen ; in diesem Fall finden
Artikel 41 und Artikel 67 Absatz 7 Anwendung .

c ) Die Erstattung an ein ausgeschlossenes Mitglied
erfolgt innerhalb von 60 Tagen, nachdem das Mit­
glied als Vertragspartei dieses Übereinkommens
ausgeschieden ist .

(4 ) Ist das Ausgleichslagerkonto nicht in der Lage , die
Barzahlungen nach Absatz 3 Buchstabe a), b ) oder c) zu
leisten , ohne entweder die Lebensfähigkeit des Aus­
gleichslagerkontos zu untergraben oder zu einem Abruf
zusätzlicher Beiträge von Mitgliedern zur Deckung die­
ser Erstattungen Anlaß zu geben , so wird die Zahlung
aufgeschoben, bis die erforderliche Menge Naturkau
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tschuk im Ausgleichslager zu oder über dem oberen In­
terventionspreis verkauft werden kann . Teilt der Rat
vor Ende der in Artikel 64 vorgesehenen Einjahresfrist
einem zurückgetretenden Mitglied mit, daß die Zahlung
nach diesem Absatz aufgeschoben werden muß, so kann
die Einjahresfrist zwischen der Notifikation der Rück­
trittsabsicht und dem tatsächlichen Rücktritt auf
Wunsch des zurücktretenden Mitglieds so lange verlän­
gert werden, bis der Rat diesem Mitglied mitteilt, daß
die Zahlung seines Anteils innerhalb von 60 Tagen er­
folgen kann .

( 5 ) Ein Mitglied , das eine angemessene Erstattung nach
diesem Artikel erhalten hat, hat keinen Anspruch auf
Beteiligung am Liquidationserlös der Organisation . Ein
solches Mitglied ist auch nicht für ein der Organisation
nach dieser Erstattung entstandenes Defizit haftbar.

Rat durch besondere Abstimmung dieses Übereinkom­
men bis zum vorläufigen oder endgültigen Inkrafttreten
des neuen Übereinkommens verlängern ; diese Verlänge­
rung darf zwei Jahre nicht überschreiten . Der Rat noti­
fiziert dem Verwahrer jede solche Verlängerung .

(5 ) Wird ein neues internationales Naturkautschuk­
Übereinkommen ausgehandelt und tritt es während
einer Verlängerungszeit für dieses Übereinkommen nach
Absatz 2 , 3 oder 4 in Kraft, so tritt dieses verlängerte
Übereinkommen mit Inkrafttreten des neuen Überein­
kommens außer Kraft .

( 6 ) Der Rat kann jederzeit durch besondere Abstim­
mung beschließen, dieses Übereinkommen mit Wirkung
von einem von ihm bestimmten Zeitpunkt außer Kraft
zu setzen . Der Rat notifiziert dem Verwahrer jeden
solchen Beschluß .

( 7 ) Ungeachtet des Außerkrafttretens dieses Überein­
kommens bleibt der Rat höchstens drei Jahre weiter­
bestehen , um die Auflösung der Organisation ein­
schließlich der Kontenabrechnung durchzuführen und
nach Artikel 41 und vorbehaltlich der einschlägigen
Beschlüsse, die durch besondere Abstimmung zu fassen
sind, über die Guthaben zu verfügen ; während dieser
Zeit hat er alle Befugnisse und Aufgaben, die für diese
Zwecke notwendig sind .

Artikel 67

Geltungsdauer, Verlängerung und Außerkraftsetzung
( 1 ) Dieses Übereinkommen bleibt für einen Zeitab­
schnitt von fünf Jahren nach seinem Inkrafttreten in
Kraft , sofern es nicht nach Absatz 2 , 3 oder 4 verlängert
oder nach Absatz 5 oder 6 außer Kraft gesetzt wird .

( 2 ) Vor Ablauf der in Absatz 1 genannten Fünfjahres­
frist kann der Rat durch besondere Abstimmung be­
schließen, dieses Übereinkommen um höchstens zwei
Jahre zu verlängern und/oder neu auszuhandeln . Der
Rat notifiziert dem Verwahrer jeden solchen Beschluß .

( 3 ) Sind vor Ablauf der in Absatz 1 genannten Fünfjah­
resfrist Verhandlungen für ein neues Übereinkommen
zur Ablösung dieses Übereinkommens noch nicht abge­
schlossen , so kann der Rat durch besondere Abstim­
mung dieses Übereinkommen um höchstens zwei Jahre
-verlängern . Der Rat notifiziert dem Verwahrer jede
solche Verlängerung .

(4 ) Ist vor Ablauf der in Absatz 1 genannten Fünfjahres­
frist ein neues Übereinkommen zur Ablösung dieses
Übereinkommens ausgehandelt worden, aber noch nicht
endgültig oder vorläufig in Kraft getreten, so kann der

Artikel : 68

Vorbehalte

Vorbehalte zu diesem Übereinkommen sind nicht
zulässig.

Artikel 69

Verbindliche Wortlaute dieses Übereinkommens

Der chinesische, englische , französische, russische und
spanische Wortlaut dieses Übereinkommens ist glei­
chermaßen verbindlich .

Zu Urkund dessen haben die von ihren Regierungen hierzu gehörig befugten Unterzeichne­
ten dieses Übereinkommen an den neben ihrer Unterschrift vermerkten Tagen unterschrie­
ben.

Geschehen zu Genf am 6 . Oktober 1979

Als verbindlicher Wortlaut beglaubigt

E. V, MBULI

Sekretär, Konferenz der Vereinten Nationen über
Maturkautschuk von 1 978
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ANLAGE A

Anteile der einzelnen Ausfuhrländer an den Gesamtnettoausfuhren der Länder, die an der Konferenz der
Vereinten Nationen über Naturkautschuk teilgenommen haben , wie sie für die Zwecke des Artikels ^61

festgesetzt sind

vom Hundert f 1 )
Bolivien
Indien
Indonesien
Kamerun
Liberia
Malaysia
Nigeria
Papua-Neuguinea
Philippinen
Singapur
Sri Lanka
Thailand
Zaire

0,081
0,199
25,387
0,514
2,551
48,218
1,313
0,150 "
0,018
4,406
4,367
12,004 "
0,792

Insgesamt 100,000

ANLAGE B

Anteile der einzelnen Einfuhrländer und Ländergruppen an den Gesamtnettoeinfuhren der Länder, die
an der Konferenz der Vereinten Nationen über Naturkautschuk teilgenommen haben, wie sie für die

Zwecke des Artikels 61 festgesetzt sind

vom Hundert (2 )
Ägypten
Algerien
Arabische Republik Syrien
Australien
Brasilien
Bulgarien
China
Deutsche Demokratische Republik
Ecuador
EWG

Belgien/Luxemburg
Dänemark
Deutschland , Bundesrepublik
Frankreich
Irland
Italien
Niederlande
Vereinigtes Königreich

Irak
Finnland
Ghana
Guatemala
Japan
Jugoslawien
Kanada
Madagaskar

0,097
0,081
0,014
1,467
1,836
0,394
7,707
1,258
0,050
23,283
0,772
0,171
6,435
5,428
0,273
4,150
0,733
5,321
0,051
0,226
0,141
0,070
10,780
0,969
2,934
0,000

( vj Die Anteile sind Vomhundertsätze der Gesamtnettoausfuhren an Naturkautschuk in den fünf Jahren
von 1974 bis 1978 .

( 2) Die Anteile sind Vomhundertsätze der Gesamtnettoeinfuhren an Naturkautschuk in den drei Jahren
1976 , 1977 und 1978 .
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Malta 0,000
Mexiko 1,325
Marokko 0,150
Neuseeland 0,291
Norwegen 0,094
Österreich 0,683
Panama 0,000
Peru 0,225
Polen 1,980
Republik Korea 3,189
Rumänien 1,529
Schweden 0,439
Schweiz 0,122
Somalia 0,000
Spanien 3,178
Tschechoslowakei 1,810
Tunesien 0,008
Türkei , 0,758
Ungarn 0,534
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 7,148
Uruguay 0,117
Venezuela 0,306
Vereinigte Staaten 24,756

Insgesamt 100,000

ANLAGE C

Kosten des Ausgleichslagers nach Schätzung des Vorsitzenden der Konferenz der Vereinten Nationen
über Naturkautschuk von 1978

Unter normalen Umständen ließen sich die Kosten des Erwerbs und Betriebs eines Ausgleichslagers von
550 000 Tonnen durch Multiplikation dieser Zahl mit dem unteren Auslösepreis von 168 malaysi­
schen/singapurischen Cent je kg und Hinzufügen weiterer 10 v . H. davon berechnen.



ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 8 . Juli 1980

zur Festlegung ergänzender Vorschriften über die statistischen Erhebungen der Rebflächen

(80 /763 /EWG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN

Die durch diese Entscheidung vorgesehenen Maßnah­
men entsprechen der Stellungnahme des ständigen Aus­
schusses für Agrarstatistik —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN­

Artikel 1

Die in Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 357/79 vorgesehenen Ertragsklassen werden nach
Maßgabe des Anhangs festgelegt .

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet .

Brüssel , den 8 . Juli 1980

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft ,

gestützt auf die Verordnung (EWTG) Nr. 357/79 des
Rates vom 5 . Februar 1979 über statistische Erhebun­
gen der Rebflächen ( a ), insbesondere auf Artikel 6
Absatz 2 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Wegen des Vorhandenseins in der Gemeinschaft von
Flächen mit sehr unterschiedlichen Erträgen ist es zum
Zweck einer wirksamen Beobachtung der Entwicklung
des Weinbaupotentials angebracht, die mit Keltertrau­
bensorten bestockte Rebfläche in Ertragsklassen, die
sich auf die durchschnittlichen Hektarerträge stützen , zu
unterteilen .

Nach Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 357/79 sind diese Ertragsklassen gemäß dem Arti­
kel 8 der genannten Verordnung vorgesehenen Verfah­
ren festzulegen .

Für aie Kommission

François-Xavier ORTOLI

Vizepräsident

(!) ABl . Nr. L 54 vom 5 . 3 . 1 979 , S. 124 .
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ANHANG

ERTRAGSKLASSEN

(in hl/ha Traubenmost oder Wein)

Ertragsklassen Qualitätsweine b.A. Andere Weine

I

II

III

IV

V

< 30

30 — 70

70 — 110

>110

< 40

40 — 70

70 — 100

100 — 130

> 130
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 8 . Juli 1980

zur Festlegung des Tabellenprogramms und der Definitionen betreffend die statistischen
Zwischenerhebungen der Rebflächen

( 80/764/EWG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN -

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Form des Tabellenprogramms für die Zwischen­
erhebung der Rebflächen und für die in Artikel 6 der
Verordnung (EWG) Nr . 357/79 genannten Angaben
wird im Anhang I festgelegt .

Artikel 2

Die Definitionen für Begriffe der Grunderhebungen
werden im Anhang II festgelegt.

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft ,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 357/79 des
Rates vom 5 . Februar 1979 über statistische Erhebun­
gen der Rebflächen ( 1 ), insbesondere auf Artikel 5 Ab­
satz 5 und Artikel 6 Absatz 7 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Nach Artikel 5 Absatz 5 der Verordnung (EWG)
Nr. 357/79 teilen die Mitgliedstaaten die Ergebnisse der
Zwischenerhebungen in Form eines Tabellenprogramms
mit, das gemäß dem in Artikel 8 der genannten Verord­
nung vorgesehenen Verfahren festgelegt wird .

Damit die Vergleichbarkeit der in diesen Tabellen auf­
genommenen Daten gesichert ist, sollten einige Begriffe
der Zwischenerhebungen definiert werden .

Nach Artikel 6 Absatz 7 der Verordnung (EWG)
Nr . 357/79 müssen die Mitgliedstaaten der Kommission
die in diesem Artikel 6 genannten Angaben entspre­
chend einem Tabellenprogramm mitteilen , welches
gemäß dem in Artikel 8 vorgesehenen Verfahren dersel­
ben Verordnung festzulegen ist.

Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus­
ses für Agrarstatistik —

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet .

Brüssel , den 8 . Juli 1980

Für aie Kommission

François-Xavier ORTOLI

Vizepräsident

(!) ABl . Nr . L 54 vom 5 . 3 . 1979 , S. 124 .
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ANHANG I

TABELLE 5

MIT KELTERTRAUBENSORTEN BESTOCKTE REBFLÄCHE NACH ART DER ERZEUGUNG
UND NACH ERTRAGSKLASSEN IN HA

Zur Erzeugung -von Qualitärsweinen b.A.

Geographische Einheit
Insgesamt Ertragsklasse

Zusammen

I II III IV

1 2 3 4 5 6

lIn Ertrag

Noch nicht in Ertrag n n n n

Zur Erzeugung von anderen Weinen

Ertragsklasse
Geographische Einheit Zusammen

I II III IV V

7 8 9 10 11 12

In Ertrag

Noch nicht in Ertrag n r ) n n r )

(*) Fakultativ .
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TABELLE 6

VERÄNDERUNG DER MIT KELTERTRAUBENSORTEN BESTOCKTEN REBFLÄCHE NACH
ART DER ERZEUGUNG UND NACH ERTRAGSKLASSEN LM WEINWIRTSCHAFTSJAHR

19../.,.. IN HA

Stand am Ende des
Weinwirtschaftsjahres

Zur Erzeugung von Qualitätsweinen b.A.

... Insgesamt
Zusammen

Ertragsklassen

Veränderung nach
geographischer Einheit

I H III IV

1 2 3 - 4 5 6

Gerodet oder nicht mehr bewirtschaftet

Neubepflanzt n er (*) (*)

Wiederbepflanzt CT n (*) (*)

Stand am Ende des .
Weinwirtschaftsjahres

Zur Erzeugung von anderen Weinen

Zusammen
Ertragsklassen -

Veränderung nach
geographischer Einheit -

I n m w V

7 8 9 10 11 12

Gerodet oder nicht mehr bewirtschaftet -

Neubepflanzt n n (*) n (*)

Wiederbepflanzt r) n n n n

(*) Fakultativ .
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TABELLE 7

ERZEUGUNG IN HEKTOLITER DER MIT KELTERTRAUBENSORTEN BESTOCKTEN
REBFLÄCHE NACH ERTRAGSKLASSEN UND GESCHÄTZTER DURCHSCHTTTLICHER
NATÜRLICHER ALKOHOLGEHALT NACH ART DER ERZEUGUNG IM

WEINWIRTSCHAFTSJAHR 19 ../....

Zur Erzeugung von Qualitätsweinen b.A.

Geographische Einheit

Erzeugung in hl Traubenmost oder Wein Durchschnittlicher
natürlicher Alkoholgehalt

in % Vol.
oder durchschnittlicher

°Oechslegehalt
Ertragsklassen

I n in IV

1 2 3 4 5

Zur Erzeugung von anderen Weinen

Erzeugung in hl Traubenmost oder Wein Durchschnittlicher
natürlicher Alkoholgehalt

in % Vol.­
oder durchschnittlicher

" Oechslegehalt

Geographische Einheit
Ertragsklassen

I - n HI : IV V

6 7 8 9 10 11
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TABELLE 8

GESCHÄTZTE ENTWICKLUNG DER ERZEUGUNG DER MIT KELTERTRAUBENSORTEN
BESTOCKTEN REBFLÄCHE NACH ART DER ERZEUGUNG UND NACH ERTRAGSKLASSEN

IN DEN WEINWIRTSCHAFTSJAHREN 19 ../.... BIS 19 ../....

Veränderung der Erzeugung ( ± %) in 19 ../.... bis 19 ../....

Geographische Einheit

Zur Erzeugung von Qualitätsweinen

Ertragsklassen

I II m IV

1 2 3 4

Veränderung der Erzeugung ( ± %) in 19 .:/.... bis 19 ../....

Geographische Einheit

Zur Erzeugung von anderen Weinen

Ertragsklassen

I n ni IV V

5 6 7 8 9
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ANHANG II

Im Sinne dieser Entscheidung gilt als :

a ) Betrieb ;

eine technisch-wirtschaftliche Einheit, die einer einheitlichen Betriebsführung unterliegt und land­
wirtschaftliche Produkte erzeugt ;

b ) : bestockte Rebfläche :

Gesamt der im Ertrag und noch nicht im Ertrag stehendeil Rebflächen, zur Erzeugung von Trauben
und/oder von vegetativem Vermehrungsgut der Reben ,- die regelmäßigen Kulturmaßnahmen zur
Gewinnung eines vermarktbaren Erzeugnisses unterzogen' worden sind ;

c) mit Qualitätswein b . A. Keltertraubensorten bestockte Rebflächen :

Mit Keltertraubensorten bestockte Rebfläche zur Erzeugung von Qualitätswein b . A. , die den Vor­
schriften der Verordnung (EWG) Nr. 338 /79 des Rates vom 5 . Februar 1979 ( x ) und den in Anwen­
dung dieser Verordnung erlassenen Vorschriften sowie den durch national erlassene Bestimmungen
in Artikel 19 derselben Verordnung vorgesehenen Vorschriften entsprechen ;

d ) mit Keltertraubensorten für andere Weine bestockte Rebflächen :

mit zur Gewinnung von anderen Weinen als Qualitätsweinen b . A. bestimmten Keltertraubensorten
bestockte Rebflächen ;

e ) Weinwirtschaftsjahr :

Das Weinwirtschaftsjahr beginnt am 1 . September und endet am 31 . August ;

f) Keltertraubensorten :

entsprechend den Definitionen in : der Verordnung : (EWG) Nr. 347/79 des Rates vom
5 . Februar 1979 über die Grundregeln für die Klassifizierung der Rebsorten ( 2); _

g ) . Rodung :
die vollständige Beseitigung der Rebstöcke, die sich auf einem mit Reben bepflanzten Rebgrund­
stück befinden ;

h ) Aufgabe :
die Einstellung von regelmäßigen Kulturmaßnahmen auf den zur Gewinnung eines vermarktbaren
Erzeugnisses vorgesehenen Rebflächen ; -

i ) Anpflanzung :
endgültiges Einpflanzen des veredelten oder unveredelten Rebsetzlings oder von Teilen eines solchen
Rebsetzlings zum Zweck der Erzeugung von Trauben oder zur Züchtung von als Unterlagsreben
dienenden Mutterreben ;

1 ) Recht auf Wiederbepflanzung :
das Recht, gemäß den unter Verordnung (EWG) Nr . 337/79 festgelegten Bedingungen im Laufe der
acht Wirtschaftsjahre nach dem Jahr der ordnungsgemäß gemeldeten Rodung auf einer Fläche, die,
auf die Reinkultur bezogen, der gerodeten Fläche gleichwertig ist, Reben anzupflanzen ;

m) Wiederbepflanzung :
die Anpflanzung von Reben aufgrund eines Rechts auf Wiederbepflanzung;

n) Neuanpflanzung :
die Anpflanzung von Reben, die nicht der Definition der Wiederbepflanzung nach Buchstabe m)
entspricht.

f 1 ) ABl . Nr. L 54 vom 5 . 3 . 1979 , S. 48 .
( 2 ) ABl . Nr . L 54 vom 5 . 3 . 1979 , S. 75 .
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 8 . Juli 1980

zur Festlegung eines Kodes und einer Standardregelung zur Übertragung der Ergebnisse
betreffend die Zwischenerhebungen über Rebflächen in maschinenlesbare Form

( 80/765 /EWG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN -
GEMEINSCHÄFTEN —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die maschinenlesbare Form für die Einreichung der in
Artikel 5 und Artikel 6 der Verordnung (EWG)
Nr. 357/79 vorgesehenen Daten durch diejenigen Mit­
gliedstaaten, welche die Ergebnisse ihrer Erhebungen
elektronisch auswerten , besteht aus Magnetbändern .

Artikel 2

Die Kodierung und die Bestimmungen zur Übertragung
des in Artikel 5 und Artikel 6 der Verordnung (EWG)
Nr. 357/79 vorgesehenen Datenmaterials auf Magnet­
bänder werden in den Anhängen festgelegt .

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft/

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 357/79 des
Rates vom 5 . Februar 1979 über die statistischen Erhe­
bungen der Rebflächen ( 1 ), insbesondere auf Artikel 5
Absatz 6 und Artikel 6 Absatz 7 .

in Erwägung nachstehender Gründe :

Nach Artikel 5 Absatz 6 der Verordnung (EWG)
Nr . 357/79 " müssen die Mitgliedstaaten, welche die
Ergebnisse ihrer Zwischenerhebung mit Hilfe elektroni­
scher Datenverarbeitung auswerten , die Ergebnisse in
maschinenlesbarer Form mitteilen .

Die der Kommission zur Analyse der Ergebnisse der
statistischen Erhebungen über Rebflächen zur Verfü­
gung stehende Ausrüstung und die Notwendigkeit einer
rationellen Verwendung dieser Ergebnisse machen es
erforderlich, für die Übertragung des Datenmaterials in
maschinenlesbarer Form ein Standardformat vorzu­
schreiben, das gemäß dem in Artikel 8 der genannten
Verordnung vorgesehenen Verfahren festgelegt wird .

Es ist aus praktischen Gründen angebracht, daß die
Mitgliedstaaten die Ergebnisse der unter Artikel 6 der
Verordnung (EWG) Nr . 357/79 genannten Erhebungen,
gleichfalls in maschinenlesbarer Form mitteilen .

Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Agrar­
statistischen Ausschusses —

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet .

Brüssel , den 8 . Juli 1980

Für aie Kommission

François-Xavier ORTOLI

Vizepräsident

i 1 ) ABl . Nr . L 54 vom 5 . 3 . 1979 , S. 124 .
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ANHANG I

BANDAUFBAU ZUR ÜBERMITTLUNG DER ERGEBNISSE DER ZWISCHENERHEBUNGEN
ÜBER REBFLÄCHEN AN EUROSTAT

(Verordnung (EWG) Nr. 357/79 des Rates )

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

I. Das Material , das in Übereinstimmung mit den in den Artikeln 5 und 6 der Verordnung (EWG)
Nr. 357/79 des Rates genannten Merkmalen aufgezeichnet wird , wird EUROSTAT seitens derjeni­
gen Mitgliedstaaten, die . ihr Erbehungsmaterial elektronisch verarbeiten , wie folgt übermittelt :

1 . Bei einer Vollerhebung besteht das Material aus den zusammengefaßten Betriebsangaben und
nicht aus Angaben über Einzelbetriebe ( bei - Stichprobenerhebungen sind hochgerechnete
Angaben für die Gesamtheit der Betriebe zu liefern).

2 . Die Informationen sind auf Magnetbänder mit 9 Spuren/1600 BPI ( 630 Bytes /cm) mit Stan­
dard Label zu übermitteln .

3 . Die Informationen sind in Datensätzen mit fester Länge gleich 145 Positionen und in EBCDIC
zu liefern .

4 . Dabei dienen die ersten zwei Zonen eines jeden Datensatzes der Identifikation des Datensatzes .
Die erste Zone (3 Postionen) gibt die geographische Einheit an , für welche die Kodifizierung zu
den besonderen Bestimmungen und in Anlage II enthalten ist .

5 . Die zweite Zone (2 Positionen) bezeichnet die Tabelle des Tabellenprogramms , welches in der
Verordnung (EWG) Nr. 357/79 des Rates vorgesehen ist. Die Kodifizierung der Tabellen ist in
den besonderen Bestimmungen angegeben .

6 . Zahl und Größe der Zonen eines jeden Datensatzes variieren yon Tabelle zu Tabelle . Wenn die
Länge von 145 Positionen bei einigen Tabellen nicht voll benötigt wird, so wird der Datensatz
am Ende mit Nullen aufgefüllt .. .

7 . Die einzelnen Angaben -sind in den einzelnen Zonen rechts bündig einzutragen mit Nullen
aufgefüllt. Nicht beantwortete fakultative Angaben sind durch ein -Leerfeld -bei den entspre­
chenden „Bytes" gekennzeichnet.

8 . Die Größe der Rebflächen ist in Ar, die Erzeugung jedoch in Hektolitern anzugeben.

9 . Die Mitgliedstaaten wählen den Blokierungsfaktor und teilen EUROSTAT den benutzten Blo­
kierungsfaktor mit .

10 . Die Datensätze müssen nach geographischer Einheit, nach Tabelle und nach Veränderung
zusammengestellt werden .

11 . Die Standardverwaltungsverfahren für den Versand der Magnetbänder an EUROSTAT werden
zwischen EUROSTAT und den Mitgliedstaaten festgelegt .

II . Auf den folgenden Seiten werden für jede Tabelle und für die einzelnen Positionen eines Datensatzes
angegeben :

a ) die anzuwendenden Kodes ,

b ) die . für die jeweilige Position vorgesehene maximale Stellenzahl ,

c) die fortlaufende Numerierung der Stellen für die jeweilige Position .
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BESONDERE BESTIMMUNGEN

Die ersten beiden Positionen eines jeden Datensatzes enthalten folgende Informationen :

Kode Stellenzahi
Anzahl der Bvtes
auf dem Band

1 . Geographische Einheit

2 . Tabellen

5 O
6

8 ( i )

Siehe Anhang II

50
60
70
80

3

2

1 — 3

4 — 5

C ) Für diese Tabellen haben die Mitgliedstaaten , die ihr Zwischenerhebungsmaterial elektronisch verarbeiten ,
EUROSTAT die in Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr . 357/79 des Rates vorgesehenen Informationen auf
Magnetband zuzuschicken .

TABELLE 5 (*)

5.1 . Art der Fläche

In Ertrag

Noch nicht in Ertrag

5.2 . Insgesamt
Fläche (Ar )

5.3 . Qualitätswein b.A.
Flächen zusammen (Ar )
Ertragsklasse I
Klassifizierung
Fläche (Ar ) ...

Ertragsklasse II
Klassifizierung
Fläche (Ar )

Ertragsklasse III
Klassifizierung
Fläche (Ar)

Ertragsklasse IV
Klassifizierung
Fläche (Ar)

5.4 . Andere Weine

Fläche zusammen (Ar )
Ertragsklasse I
Klassifizierung
Fläche (Ar )

Ertragsklasse II
Klassifizierung
Fläche (Ar )

Ertagsklasse III
Klassifizierung
Fläche (Ar)

Ertragsklasse IV
Klassifizierung
Fläche (Ar )

Ertragsklasse V
Klassifizierung
Fläche ( Ar )

1

2

11

12

. 13

14

21

22

23

24

25 ,

1

10

10

2
10

2
10

2
10

2
10

10

2
10

2
10

2
10

2
10

2

10

i

6

7 — 16 :

17 — 26­

27 — 28 " '
29 — 38

39 — 40
41 — 50

51 — 52
53 — 62

63 — 64
65 — 74

75 — 84

85 — 86
87 — 96

97 — 98
99 — 108

109 — 110
111 — 120

121 — 122
123 — 132

133 — 134
135 — 144

{"') Bestimmungen : Siehe Anlage I der Entscheidung . 9 /49 T / EWG der Kommission .
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!

Kode Stellenzahl Anzahl der Bytes
auf dem Band

TABELLE 6

6.1 . Weinwirtschaftsjahr
1979 / 1981
1981 / 1982
1982 / 1983
1983 / 1984
1984 / 1985
1985 / 1 98^
1986/ 1987
1987/ 1988

6.2". Veränderung
Gerodet oder nicht mehr bewirtschaftet
Neubepflanzt
Wiederbepflanzt

6.3 . Insgesamt
Fläche (Ar )

6.4 . V.q.p.r.d .
Fläche zusammen (Ar)
Ertragsklasse I
Klassifizierung
Fläche (Ar )

Ertragsklasse II
Klassifizierung
Fläche (Ar ) -

Ertragsklasse -III
Klassifizierung
Fläche (Ar)

Ertragsklasse IV
Klassifizierung
Fläche (Ar )

6.5 . Andere Weine

Flächen zusammen (Ar )
Ertragsklasse I
Klassifizierung
Fläche (Ar )

Ertragsklasse II
Klassifizierung
Fläche (Ar )

Ertragsklasse III
Klassifizierung
Fläche (Ar)

Ertragsklasse IV
Klassifizierung
Fläche (Ar )

Ertragsklasse V
Klassifizierung
Fläche ( Ar )

2
3
4
5
6
7
8
9

1
2
3

11

12

13

14

21

22

23

24

25

1

1

10

10

2
10

2
10

2
10

2

10

10

2...
10

2
10

2
10

2
10

2

10

6

7

8 — 17

18 — 27

28 — 29
30 — 39

... 40 ■ 41
42 — 51

- 52 — 53
54 — 63

64 — 65
66 — 75

76 — 85

86 — 87
88 — 97

98 — 99
100 — 109

110 — 111
112 — 121

122 — 123
124 — 133

134 — 135
136 — 145
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Kode 'Stellenzahl Anzahl der Bytes
auf dem Band

TABELLE 7

7.1 . WeinWirtschaftsjahr
1979 / 1981
1981 / 1982
1982/ 1983
1983 / 1984
1984 / 1985
1985/ 1986
1986 / 1987
1987/1988

7.2 . Alkoholgehalteinheit
% Volumen
°Oechsle

7.3 . Qualitätswein b. A.
Ertragsklasse I
Klassifizierung
Erzeugung ( hl )

Ertragsklasse II
Klassifizierung
Erzeugung ( hl )

Ertragsklasse III i
Klassifizierung
Erzeugung, ( hl )

Ertragsklasse IV
Klassifizierung
Erzeugung ( hl )

Alkoholgehalt
(1 "Dezimale , 1 virtuelles Komma)

7.4 . Andere Weine

Ertragsklasse I
Klassifizierung
Erzeugung ( hl )

Ertragsklasse II
Klassifizierung
Erzeugung (hl )

Ertragsklasse III
Klassifizierung
Erzeugung ( hl )

Ertragsklasse IV
Klassifizierung
Erzeugung (hl )

Ertragsklasse V
Klassifizierung
Erzeugung (hl )

Alkoholgehalt
(1 Dezimale . 1 virtuelles Komma )

2
3
4
5
6
7

8
9

1
2

11

12

13

- 14

21

22

23

24

25

^ 1

1

2
10 :

2
10

10

2
10

3

2 -
10

2
10

2
10

2
10

2
10

3

6

7

8 — 9
10 — 19

20 — 21
22 — 31

32 — 33 -
34 — 43

44 — 45 '-
46 — 55

56 — 58

59 — 60
61 — 70

71 — 72
73 — 82

83 — 84
85 — 94

95 — 96
97 — 106

107 — 108
109 — 118

119 — 121
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Kode Stellenzahl - Anzahl der Bytes
auf dem Band

TABELLE 8

8.1 . Anfangsjahr

8.2 . Zeichen

+

8.3 . Qualitätswein b.A.
Ertragsklasse I
Klassifizierung
Zeichen
Veränderung
(1 Dezimale , 1 virtuelles Komma)

Ertragsklasse II
Klassifizierung
Zeichen
Veränderung

Ertragsklasse III
Klassifizierung
Zeichen
Veränderung

Ertragsklasse IV_
Klassifizierung
Zeichen
Veränderung

8.4 . Andere Weine

Ertragsklasse I !
Klassifizierung
Zeichen
Veränderung

Ertragsklasse II
Klassifizierung
Zeichen
Veränderung

Ertagsklasse III
Klassifizierung
Zeichen
Veränderung

Ertragsklasse IV
Klassifizierung
Zeichen
Veränderung

Ertragsklasse V
Klassifizeirung
Zeichen
Veränderung

Wirkliches Jahr

1
2

11

12

13

14

21

22

23

24

25

4

1

2
1

3

2
1
3

2
1
2

2
1
3

2
1
3

2
1
3

2
1
3

2
1
3

2
1
3

6 — 9

10 — 11
. 12

13 — 15

16 — 17
18

19 — 21

22 — 23
24

25 — 27

28 — 29
30 ■

31 — 33

34 — 35
36

37 — 39

40 — 41
42

43 — 45

46 — 47
48

49 — 51

52 — 53
54

55 — 57

58 — 59
60

61 — 63
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ANHANG II

GEOGRAPHISCHE EINHEITEN GEMÄSS ARTIKEL 4 ABSATZ 3 DER VERORDNUNG (EWG)
Nr. 357/79 DES RATES

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND -

(Anbaugebiete)

Ahr
Mittelrhein
Mosel-Saar-Ruwer
Nahe
Rheinhessen
Rheinpfalz
Hessische Bergstraße
Rheingau
Württemberg
Baden
Franken

FRANKREICH

A. Departements oder Gruppen von Departements :

Aude
Gard
Herault
Lozere

Pyrenees-Orientales
Var
Vaucluse
Bouches-du-Rhone
Gironde
Gers
Charente
Charente-Maritime
Ardeche
Aisne
Seine-et-Marne
Ardennes — Aube — Marne — Haute-Marne
Cher — Eure-et-Loir — Indre — Indre-et-Loire —
Loir-et-Cher — Loiret

Cöte D'Or — Nievre — Saöne-et-Loire — Yonne
Meurthe-et-Moselle — Meuse — Moselle —
Vosges

Bas-Rhin — Haut-Rhin
Doubs — Jura — Haute-Saône — Territoire­
de-Belfort

Loire-Atlantique — Maine-et-Loire •— Sarthe —
Vendee

Deux-Sevres — Vienne
Dordogne — Landes — Lot-et-Garonne —
Pyrenees-Atlantiques

Ariege — Aveyron — Haute-Garonne — Lot—
Hautes-Pyrenees — Tarn — Tarn-et-Garonne

Correze — Haute-Vienne
Ain — Dröme — Isere — Loire — Rhone —
Savoie — Haute-Savoie

Cantal — Allier —^Haute-Loire — Puy-de-Döme
Alpes-de-Haute-Provence — Haute-Alpes —
Alpes-Maritimes

Corse-du-Sud — Haute-Corse

010

110
111
112
113
114
115
116
117
118
119
120

430

543
544
545
546
547
552
553
551
516
523
511
512
532
472
461
439

442
444

445
446

447

448
401

402

403
453

404
455

405
458

ITALIEN

Torino
Vercelli
Növara
Cuneo
Asti
Alessandria

Valle d'Aosta -

Imperia
Savona
Genova

La Spezia

Varese
Como
Sondrio
Milano
Bergamo
Brescia
Pavia
Cremona
Mantova

Bolzano-Bozen
Trento

Verona
Vicenza

Belluno
Treviso
Venezia

. Padova
Rovigo

Pordenone
Udine
Gorizia
Trieste

Piacenza -
Parma

Reggio nell'Emilia
Modena
Bologna
Ferrara
Ravenna
Forli

Massa Carrara
Lucca
Pistoia
Firenze
Livorno
Pisa
Arezzo
Siena
Grosseto

Kode

562

590
591
592
593­
594
595 "

575

596
597
598
599

600
601
602
603
604
605
606
607
608

609
610

611
612

613
614
615­
616
617

618
619
620
621

622
623
624
625
626
627
628
629

630
631
632
633
634
635
636
637
638
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Perugia
Terni

Pesaro e Urbino
Ancona
Macerata
Ascoli Piceno

Viterbo
Rieti
Roma
Latina
Frosinone

Caserta
Benevento ~
Näpoli
Avellino
Salerno

L'Aquila
Teramo
Pescara
Chieti

Campobasso '
Isernia

Foggia
Bari
Taranto

Kode

639
640

641
642
643
644

645
646
647
648
649

650
65 1
652
653
654

655
656
657
658

659
660

661
662
663

Brindisi
Lecce

Potenza
Matera

Cosenza
Catanzaro
Reggio di Calabria

Trapani
Palermo
Messina
Agrigento
Caltanissetta
Enna
Catania

Ragusa
Siracusa

Sassari
Nüoro
Cagliari
Qristano

LUXEMBURG (Großherzogtum)
bildet - eine geographische Einheit

664
665

666
66"

668
669
670

671
672 "
673
674
675
676
677
678
679

680
681
682
683

805
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RICHTLINIE DER KOMMISSION

vom 8 . Juli 1980

zur Festlegung gemeinschaftlicher Analysemethoden für die amtliche Prüfung des Gehalts an
Vinylchlorid-Monomer in Materialien und Gegenständen, die dazu bestimmt sind , mit

Lebensmitteln in Berührung zu kommen
( 80/766/EWG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß die erforderli­
chen Analysen für die amtliche Nachprüfung des Ge­
halts an Vinylchlorid-Monomer in Materialien und
Gegenständen, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmit­
teln in Berührung zu kommen, im Anhang „Bedarfsge­
genstände" genannt, nach der im Anhang beschriebenen
Methode durchgeführt werden.

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts­
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie spä­
testens achtzehn Monate nach ihrer Bekanntgabe nach­
zukommen. Sie setzen die Kommission unverzüglich
davon in Kenntnis .

Artikel 3

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel , den 8 . Juli 1980

Für die Kommission

Étienne DAVIGNON

Mitglied der Kommission

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft ,

gestützt auf die Richtlinie 78 / 142/EWG des Rates vom
30 . Januar 1978 zur Angleichung der Rechtsvorschrif­
ten der Mitgliedstaaten über Vinylchlorid-Monomer
enthaltende Materialien und Gegenstände , die dazu :
bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu ;
kommen ( 1 ), insbesondere auf Artikel 3 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Artikel 2 der Richtlinie 78 / 142/EWG bestimmt, daß •
Bedarfsgegenstände in 1 kg Enderzeugnis nicht mehr als ;
1 mg Vinylchlorid-Monomer enthalten dürfen . Die :
Einhaltung dieser Grenze ist nach Artikel 3 derselben :
Richtlinie durch eine gemeinschaftliche Analysemethode :
zu überwachen .

Ringuntersuchungen einer Reihe von Laboratorien
haben gezeigt, daß die im Anhang beschriebene Me­
thode hinreichend genau und wiederholbar ist , um als
Methode der Gemeinschaft erlassen zu werden .

Die in dieser Richtlinie enthaltene Analysemethode
entspricht der Stellungnahme des Ständigen Lebensmit­
telausschusses —

i 1 ) ABl . Nr. L 44 vom 15 . 2 . 1978 , S. 15 .
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ANHANG

BESTIMMUNG DES GEHALTS AN VINYLCHLORJD-MONOMER
IN BEDARFSGEGENSTÄNDEN

1 . ZWECK UND ANWENDUNGSBEREICH

Das Verfahren ermöglicht die Bestimmung des Gehalts an Vinylchiorid-Monomer in Bedarfsge­
genständen.

2 . PRINZIP

Der Gehalt an Vinylchiorid-Monomer in Bedarfsgegenständen wird mittels Gaschromatographie
unter Verwendung der „head-space" -Technik nach Auflösung oder Suspendierung der Probe in
N, N-Dimethylazetamid bestimmt.

3 . REAGENZIEN

3.1 . Vinylchlorid (VC), Reinheit mehr als 99,5 % (v/v);

3.2 . N, N-Dimethylazetamid (DMA), frei von Beimengungen mit gleicher Retentionszeit wie VC oder
der interne Standard (3.3 ) unter den Prüfbedingungen ;

3.3 . Diethyläther oder 2-cis-Buten in DMA (3.2 ) als interne Standardlösung. Die interne Standardlö­
sung darf keine Beimengungen mit der gleichen Retentionszeit wie VC unter den Prüfbedingungen
enthalten .

4 . GERATE

Anmerkung:

Instrumente und Geräteteile v/erden nur dann vermerkt, wenn sie spezieller Art sind oder beson­
dere Spezifikationen erfordern. Das Vorhandensein der üblichen Laborgeräte wird vorausgesetzt,

4.1 . Gaschromatograph mit automatischer ,,head-space"-Vorrichtung oder einer Vorrichtung für
manuelle Probeeingabe ;

4.2 . Flammionisationsdetektor oder andere unter 7 genannte Detektoren ;

4.3 . Gaschromatographiesäule . Die Säule muß den Luft-Peak, den VC-Peak und den Peak des internen
Standards , falls ein solcher verwendet wird , vollständig trennen können.

Ferner muß die Kombination der Systeme nach 4.2 und 4.3 so beschaffen sein , daß das mit einer
Lösung von 0,02 mg VC/Liter DMA oder 0,02 mg VC/kg DMA erhaltene Signal mindestens
fünfmal so stark ist wie der Untergrund ;

4.4 . Fläschchen mit Septum aus Silicon oder Butylkautschuk für die Proben. Bei manuellen Verfahren
kann die Probenahme im Lauftraum (head-space) mit Hilfe einer Spritze die Bildung eines Teil­

' Vakuums im Fläschchen zur Folge haben . Für manuelle Verfahren mit Fläschchen , die vor der
Probenahme nicht unter Druck gesetzt worden sind, wird deshalb die Verwendung größerer Glä­
ser empfohlen ;

4.5 . Mikro-Spritzen ;

4.6 . Gasdichte Spritzen für manuelle head-space-Probenahme ;

4.7 . Analysenwaage mit 0,1 mg Ablesegenauigkeit .

5 . VERFAHREN

VORSICHT : VC ist ein gefährlicher Stoff und bei Raumtemperatur gasförmig; die Lösungen soll­
ten deshalb in einem gut gelüfteten Abzugsschrank zubereitet werden .
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Anmerkung:

— Verluste von VC oder DMA sind möglichst zu vermeiden .

— Bei- manueller Probenahme sollte ein interner Standard (3.3 ) verwendet werden.

— Bei Verwendung eines internen Standards ist während des ganzen Verfahrens die gleiche
Lösung zu verwenden . -

5.1 . Herstellung der VC-Standardlösung ( ca . 2 000 mg/kg)

Ein passender Gasbehälter wird auf 0,1 mg genau gewogen und eine bestimmte Menge ( z.B.
50 ml) DMA (3.2 ) eingefüllt . Man wiegt erneut . Man gibt flüssiges . oder gasförmiges VC (3.1 ) in
einer bestimmten Menge ( z . B. 0,1 g) langsam zum DMA hinzu . Die Zugabe von VC kann auch
durch Hineinspülen erfolgen, sofern eine Vorrichtung angewandt wird , mit der -DMA-Verluste
vermieden werden . Man wiegt nochmals auf 0,1 mg genau . Man wartet zur Einstellung des
Gleichgewichts 2 Stunden ab . Die Standardlösung wird im Kühlschrank aufbewahrt .

5.2 . Herstellung der verdünnten VC-Standardlösung

Man verdünnt eine eingewogene Menge konzentrierter VC-Standardlösung (5.1 ) mit DMA (3.2 )
oder interner -Standardlösung (3.3 ) bis zu einem bekannten Volumen oder Gewicht . Die Konzen­
tration der daraus resultierenden verdünnten Standardlösung wird in mg/1 oder mg/kg angege­
ben .

5.3 . Festlegung der Eichkurve

Anmerkung: — Die Kurve muß aus mindestens 7 Doppelbestimmungen ermittelt werden .
— Die Wiederholbarkeit des Meßwertes ( 1 ) muß unter 0,02 mg VC/1 oder kg DMA lie­

gen.

— Die Kurve wird nach den Punkten berechnet , die mit dem Verfahren der kleinsten
Quadrate ermittelt werden, d . h . die Regressionsgerade wird . mittels folgender Glei­
chung berechnet :

y = a xx- -j- a 0

n∑xy _ (∑x) ■ (∑y)
wo : a l =

n∑x2 - (∑x) 2-

(∑y).(∑x2) — (∑x).(∑xy)
und : a 0 =

n∑x2 _ (∑x) 2
wo :

y = die Höhe oder Fläche des Peaks jeder einzelnen Bestimmung,
x = die entsprechende Konzentration auf der Regressionsgeraden,
n = Anzahl der durchgeführten Bestimmungen (n > 14 ).

— Die Kurve muß linear sein , d . h . die Standardabweichung ( s ) der Unterschiede zwi­
schen den Meßwerten (y; ) und dem entsprechenden Wert der Regressionsgeraden ( z ; ) ,
geteilt durch den Mittelwert ( y ) aller Meßwerte , darf 0,07 nicht übersteigen .
Dies ist wie folgt zu berechnen : s / y < 0,07

∑ (y; — zi ) 2
■ i = 1

wo : s =
n — 1

y

■

∑ y
n , = i '

y ; = ein einzelner Meßwert,
z .; = der dem Meßwert ( yi ) entsprechende Wert auf der Regressionsgeraden,
n s? 14 .

( x ) Siehe Empfehlung ISO DIS 5 725 : 1977 .
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Man stellt zwei Serien von je mindestens 7 Flächchen bereit (4 . 4 ). In jedes Fläschchen gibt man
die. notwendigen Mengen verdünnter VC-Standardlösung (5.2 ) und DMA (3.2 ) oder interne
Standardlösung in DMA (3.3 ) damit die endgültige VC-Konzentration der doppelt hergestellten
Lösungen ca . 0 ; 0,050 ; 0,075 ; 0,100 ; 0,125 ; 0,150 ; 0,200 usw . mg/1 oder mg/kg -DMA beträgt
und alle Fläschchen dieselbe Menge des nach 5.5 zu verwendenden DMA enthalten. Fläschchen
versiegeln und gemäß 5.6 fortfahren . Man stellt ein Diagramm her . Die Ordinate zeigt die Werte
der Flächen ( oder Höhen) der VC-Peaks der beiden Serien von je 7 Fläschchen oder das Verhält­
nis dieser Flächen ( oder Höhen ) zu denjenigen der entsprechenden Peaks des internen Standards .
Die Abszisse zeigt die Werte der VC-Konzentrationen der beiden Serien von je 7 Fläschchen .

5.4 . Gültigkeitsprüfung der nach 5.1 und 5.2 hergestellten Standardlösung

Man wiederholt das Verfahren nach 5.1 und 5.2 , um eine zweite verdünnte Standardlösung mit
einer -Konzentration von 0,1 mg VC/1 DMA oder interne Standardlösung zu erhalten. Der Mit­
telwertzweier gaschromatographischer Bestimmungen dieser Lösung darf nicht um mehr als 5 %
vom entsprechenden Punkt der Eichkurve abweichen. Übersteigt der Unterschied 5 % , so sind alle
nach 5.1 , 5.2 , 5.3 und 5.4 hergestellten Lösungen nicht annehmbar und das Verfahren ist neu zu
beginnen .

5.5 . Vorbereitung der Proben von Bedarfsgegenständen

Man stellt zwei Fläschchen (4.-4 ) bereit . In jedes wägt man mindestens 200 mg ( auf 0,1 mg genau )
Probe aus einem einzelnen, zerkleinerten, zu untersuchenden Bedarfsgegenstand ein . Es muß ver­
sucht werden, in jedes Fläschchen die gleiche Menge zu geben . Die Fläschchen werden sofort
verschlossen . Man gibt in jedes Fläschchen 10 ml oder 10 g DMA (3.2 ) oder 10 ml oder 10 g des
internen Standards (3.3 ) je Gramm Probe hinzu . Man verschließt die Fläschchen und fährt gemäß
5.6 fort .

5.6 . Gäschromatographische Bestimmungen

5.6.1 . Man schüttelt die Fläschchen, wobei Berührungen zwischen Inhalt und Septum (4.4 ) zu vermei­
den sind , um eine möglichst homogene Lösung oder Suspension der Probe des Bedarfsgegenstands
(5.5 ) zu erhalten .

5.6.2 . Alle verschlossenen: Fläschchen (5.3 , 5.4 und 5.5 ) werden während zwei Stunden bei 60 ° ± 1 °C
ins Wasserbad zur Einstellung des Gleichgewichts gestellt. Man schüttelt erneut, sofern erforder­
lich .

5.6.3 . Mann entnimmt eine Headspace-Probe aus dem Fläschchen . Bei manueller Probeentnahme ist
darauf zu achten, daß diese reproduzierbar ist ( siehe 4.4 ): insbesondere die Spritze ist auf die
Temperatur der Probe vorzuwärmen . Man mißt die Fläche (oder Höhe) der dem VC entspre­
chenden und — falls benutzt — dem internen Standard entsprechenden Peaks .

5.6.4 . Überschüssiges DMA ist mit einem geeigneten Verfahren aus der Säule (4.3 ) zu entfernen , sobald
die DMA-Peaks auf dem Chromatogramm erscheinen .

6 . BERECHNUNG DER ERGEBNISSE

6.1 . Unbekannte Konzentrationen der beiden Probelösungen werden mittels Interpolation aufgrund
der Eichkurve unter Berücksichtigung des internen Standards , falls verwendet, festgestellt. Der
VC-Gehalt in jeder, der beiden Proben des zu prüfenden Bedarfsgegenstands ist nach folgender
Formel zu berechnen :

CXV
X =

M
1000

wo :

X = VC-Konzentration in der Probe des Bedarfsgegenstandes in mg/kg,
C = VC-Konzentration im Fläschchen, die die Probe des Bedarfsgegenstands enthalten ( siehe

5.5 ), in mg/1 oder mg/kg,
V = DMA-Mengen oder -Masse im Fläschchen , die die Probe des Bedarfsgegenstands enthalten

( siehe 5.5 ), in 1 oder kg,
M = Menge der Probe des Bedarfsgegenstands in g.

6.2 . Die VC-Konzentration im geprüften Bedarfsgegenstand in Durchschnitt der beiden nach 6.1 bes­
timmten VC-Konzentrationen (mg/kg) unter der Voraussetzung, daß das Wiederholbarkeitskrite­
rium ( 8 ) beachtet ist .

7 . BESTÄTIGUNG DES VC-GEHALTS

Sofern der nach 6.2 errechnete VC-Gehalt der Bedarfsgegenstände die zulässige Höchstmenge
übersteigt, so sind die Ergebnisse der Analysen der beiden Proben (5.6 und 6.1 ) nach einem der
drei nachstehenden Verfahren zu bestätigen :
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— Verwendung mindestens einer anderen Säule (4.3 ) mit einer stationären Phase mit verschiede­
ner Polarität. Dieses Verfahren ist fortzusetzen, bis ein weiteres Chromatogramm erhalten
wird, auf dem keine Überlappung von VC-Peak und/öder =Peaks der internen Standardlösung
mit den Komponenten der Probe des Bedarfsgegenstands festzustellen ist ;

— Verwendung eines anderen Detektors , z . B. des Detektors zur Bestimmung der mikroelektro­
lytischen Leitfähigkeit ( x );

— mittels Massenspektrometrie ; wenn in diesem Fall Molekularionen mit den Massen (m/e ) von
62 und 64 im Verhältnis von 3:1 gefunden werden, so kann dies mit hoher Wahrscheinlich­
keit als Bestätigung des Vorhandenseins von VC betrachtet werden ; im Zweifelsfalle ist das
gesamte Massenspektrum zu prüfen.

8 . WIEDERHOLBARKEIT

Die Differenz zwischen den Ergebnissen zweier Bestimmungen, die gleichzeitig oder unmittelbar
nacheinander mit derselben Probe vom selben Untersucher und _unter denselben Bedingungen
durchgeführt worden sind, darf nicht unter 0,2 mg auf 1 kg der Probe betragen.

( 1 ) Siehe Journal of Chromatographic Science, Vol . 12 , März 1974 , S. 152 .
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